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Zusammenfassung 

Ausgangslage und Ziel des Berichts  

Dieser Bericht beantwortet die Postulate 22.3671 Wasserfallen Flavia und 24.4413 Maret Marianne. 

Ziel des Berichtes ist, die Rollen der verschiedenen Akteure im Bereich der Prävention in der 
Gesundheitsversorgung (PGV) zu klären und Wege zur Weiterentwicklung und erfolgreichen 
Umsetzung der PGV im aktuellen Rechtsrahmen aufzuzeigen. Dafür stellt der Bericht zunächst den 
Ansatz der PGV vor. Anschliessend folgen eine Analyse der rechtlichen Grundlagen sowie eine 
Beschreibung der Rollen der wichtigsten Akteure der PGV – insbesondere des Bundes, der Kantone 
und der Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz (GFCH). Zudem beleuchtet der Bericht die 
Finanzierungsmöglichkeiten von Programmen und Massnahmen der PGV. Anhand von 
Praxisbeispielen wird verdeutlicht, wie PGV umgesetzt werden kann. Im Weiteren werden die 
Möglichkeiten einer nachhaltigen Integration gesundheitsfördernder und präventiver Inhalte in die Aus- 
und Weiterbildung der Medizinal- und Gesundheitsberufe analysiert. Abschliessend werden bestehende 
Herausforderungen diskutiert und ein Fazit des Bundesrates formuliert.  

 
Hintergrund und Bedeutung der PGV 

Durch den demografischen Wandel und die Zunahme chronischer Krankheiten gewinnt PGV 
zunehmend an Bedeutung. Nichtübertragbare Krankheiten (NCD) sind für 84 % aller verlorenen 
gesunden Lebensjahre (Disability-Adjusted Life Years, DALYs) verantwortlich und verursachen hohe 
Kosten. PGV zielt darauf ab, diese Krankheitslast zu verringern und damit einen Beitrag zur 
Verbesserung der Lebensqualität von bereits erkrankten Personen oder solchen mit einem hohen 
Krankheitsrisiko zu leisen. PGV ist ein Handlungsfeld der Nationalen Strategie zur Prävention 
nichtübertragbarer Krankheiten (NCD-Strategie) 2017–2024, verlängert bis 2028.  

 
Das Konzept der PGV  

Studien zeigen, dass ein ganzheitlicher Ansatz bei chronisch und mehrfach erkrankten Menschen 
wirksam ist. Hier setzt die PGV an: Sie richtet sich an Menschen mit einer oder mehreren 
nichtübertragbaren Krankheiten oder mit einem erhöhten Krankheitsrisiko. Massnahmen der PGV fallen 
in den Bereich der Sekundär- und Tertiärprävention im ambulanten und stationären Setting. Ihr Ziel ist, 
eine Veränderung des Verhaltens im Sinne eines gesünderen Lebensstils herbeizuführen, Krankheiten 
frühzeitig zu erkennen, Krankheitsverläufe positiv zu beeinflussen, die Krankheitslast der Betroffenen 
zu verringern und ihre Lebensqualität zu verbessern. Durch interprofessionelle Zusammenarbeit und 
Früherkennung, individuelle Beratung und Unterstützung sowie den Einbezug des sozialen Umfelds 
ermöglicht PGV eine kontinuierliche, patientenzentrierte Versorgung, die über die rein medizinische 
Behandlung hinausgeht.  

In diesem Kontext spielt auch die Integration von Gesundheitsförderung und Prävention in die Aus- und 
Weiterbildung von Gesundheitsfachpersonen eine zentrale Rolle – mit dem Ziel, interprofessionelle 
Kompetenzen zu stärken. 

 
Rechtliche Grundlagen  

Obwohl PGV weder im Bundesrecht noch in kantonalen Gesetzen explizit in umfassender Weise 
verankert ist, bestehen verschiedene spezialgesetzliche Grundlagen, die allgemeine Aspekte der 
Prävention regeln und somit auch für die PGV relevant sein können.  

Medizinische Leistungen der Sekundär- und Tertiärprävention wie Krankheitsmanagement, 
Lebensstiländerung oder Suchtberatung werden gestützt auf das Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) über die obligatorische Krankenpflegeversicherung (OKP) 
vergütet, sofern sie von anerkannten Leistungserbringenden erbracht werden und den Kriterien der 
Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit entsprechen (WZW Kriterien).  

Im KVG ist zudem eine Präventionsabgabe zulasten aller Versicherten verankert (Art. 20 Abs. 1 KVG). 
Die Mittel aus dieser Abgabe werden von GFCH verwaltet und können auch im Bereich PGV eingesetzt 
werden.  
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Es bestehen im Weiteren verschiedene Spezialgesetzgebungen, welche Bund und Kantone zur 
Finanzierung von PGV-Massnahmen heranziehen können. So unterstützt der Bund gestützt auf das 
Bundesgesetz über die Invalidenversicherung (IVG; SR 831.20) unter anderem die Förderung der 
Selbsthilfe. Das Betäubungsmittelgesetz (BetmG; SR 812.121) regelt Prävention, Therapie und 
Schadensminderung im Bereich Sucht, die PGV-relevante Massnahmen umfassen können. Der 
sogenannte «Alkoholzehntel» aus der Alkoholsteuer zugunsten der Kantone (Alkoholgesetz [AlkG; SR 
680]) ist für Massnahmen zur Suchtprävention bestimmt. Das Tabaksteuergesetz (TStG; SR 641.31) 
hält eine Präventionsabgabe fest, deren Mittel der Tabakpräventionsfonds für Massnahmen zur 
Reduktion des Tabakkonsums einsetzt. Zudem subventioniert der Bund gemäss Bundesgesetz über 
Bundesbeiträge an die Bekämpfung der rheumatischen Krankheiten (SR 818.21) unter anderem 
Leistungen der Rheumaliga.  

 
Zuständigkeiten und Rollen bei der Umsetzung und Finanzierung 

Der Bund legt die rechtlichen Grundlagen für die PGV auf nationaler Ebene fest und entwickelt sie bei 
Bedarf weiter. Er erarbeitet und koordiniert zudem nationale Gesundheitsstrategien, die für die PGV 
relevant sind, insbesondere die NCD-Strategie. Daneben kann der Bund in spezifischen Bereichen 
PGV-Massnahmen (mit)finanzieren. 

Gemäss der bundesstaatlichen Kompetenzaufteilung sind die Kantone für die Durchführung von PGV- 
Programmen und -Massnahmen zuständig. Sie setzen bundesrechtliche Vorgaben mittels eigener 
Regelungen und Programme um – etwa im Rahmen des BetmG und AlkG. Unterstützt werden sie dabei 
von GFCH. Im Suchtbereich sind die Kantone für die Planung und Durchführung von Prävention, 
Beratung, Behandlung, Schadensminderung und Wiedereingliederung zuständig. Dafür stellen sie 
Einrichtungen bereit oder unterstützen private Institutionen.  

Die Stiftung GFCH – getragen von den Kantonen und Krankenversicherern – finanziert, koordiniert und 
evaluiert PGV-Massnahmen. Im Rahmen der Projektförderung PGV unterstützt die Stiftung Projekte zur 
Früherkennung, zur Behandlung chronischer Krankheiten sowie zur Förderung des 
Selbstmanagements. In der NCD-Strategieperiode 2025–2028 liegt der Fokus dabei auf der 
Verbreitung, Verankerung und nachhaltigen Finanzierung bewährter Projekte. Zudem evaluiert und 
überwacht GFCH systematisch die Wirkung und Qualität der PGV-Projekte. 

Krankenversicherer übernehmen präventive medizinische Leistungen, die von anerkannten 
Leistungserbringenden erbracht und durch die OKP gedeckt sind. Die OKP vergütet nur individuelle 
medizinische Leistungen und finanziert keine allgemeinen PGV-Programme und -Massnahmen. Im 
Rahmen spezieller Versicherungsmodelle (z. B. Managed Care) oder durch Case- und Care-
Management-Angebote fördern die Krankenversicherer jedoch ebenfalls die Koordination von 
Behandlungen und präventiven Interventionen, insbesondere bei chronisch kranken Personen.  

Neben den staatlichen Akteuren tragen auch Non-Profit-Organisationen (NPO), Gesundheitsligen und 
Stiftungen wesentlich zur Umsetzung der PGV bei. Sie führen Kampagnen durch und finanzieren PGV-
Programme und -Massnahmen wie Informations- und Beratungsangebote. 

In den Aus- und Weiterbildungscurricula der Berufe, die im Medizinalberufegesetz (MedBG; SR 811.11) 
und im Gesundheitsberufegesetz (GesBG; SR 811.21) geregelt sind, ist das Vermitteln von Kenntnissen 
in Gesundheitsförderung und Prävention festgehalten. Weiter gibt es verschiedene postgraduale 
Studiengänge zu Gesundheitsförderung und Prävention an den Hochschulen in der Schweiz. Diese 
Angebote adressieren verschiedene Fachpersonen, wie zum Beispiel Expertinnen und Experten der 
sozialen Arbeit. 

 
Herausforderungen  

PGV ist weder auf Bundes- noch auf Kantonsebene klar und verbindlich gesetzlich verankert, was zu 
einer uneinheitlichen Umsetzung führt. Die systematische inter- und intrakantonale Koordination sowie 
der Austausch zwischen den Akteuren bergen Verbesserungspotential. Zudem kann die 
Harmonisierung zwischen kantonseigenen PGV-Aktivitäten und PGV-Projekten, die durch GFCH 
unterstützt werden, optimiert werden.  

Hinzu kommt, dass die interprofessionelle Versorgung oft nur projektbezogen und nicht langfristig 
angelegt ist, was zu Versorgungslücken führt. Besonders der Einbezug von Sozialwesen und 
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Bezugspersonen in die Behandlung und Beratung ist unzureichend, da diesbezüglich klare Standards 
und Ressourcen fehlen. 

Weiter ist die Finanzierung heterogen und erschwert eine strategische Planung. Fördermittel, vor allem 
von GFCH, sind meist befristet, was den Aufbau dauerhafter Strukturen und Angebote erschwert.  

Darüber hinaus ist Gesundheitsförderung und Prävention in der Aus- und Weiterbildung von 
Gesundheitsfachpersonen unterschiedlich gewichtet und oft nur marginal berücksichtigt. Die Inhalte 
konkurrieren mit anderen Ausbildungsthemen, was die Verankerung präventiver Ansätze in der Praxis 
erschwert. 

 
Fazit und Empfehlungen des Bundesrates 

Aus Sicht des Bundesrats hat die PGV das Potenzial, der wachsenden Krankheitslast 
entgegenzuwirken und das Gesundheitssystem zu entlasten.  

Im bestehenden rechtlichen Rahmen obliegt die Umsetzung von PGV-Massnahmen ausserhalb der 
individuellen medizinischen Versorgung primär den Kantonen. GFCH kann diese gemäss ihrem 
gesetzlichen Auftrag koordinierend und unterstützend begleiten sowie Projekte fördern. Individuelle 
Präventionsleistungen werden über die OKP vergütet, sofern sie wirksam, zweckmässig und 
wirtschaftlich sind. 

Der Erwerb präventiver und gesundheitsfördernder Kompetenzen ist für Gesundheitsberufe gesetzlich 
vorgeschrieben; die konkrete Ausgestaltung der Curricula liegt in der Verantwortung der 
Bildungsinstitutionen.  

Gestützt auf die Analyse der Herausforderungen schlägt der Bundesrat folgende Massnahmen vor: 

 PGV als Schwerpunkt der NCD-Strategie und Stärkung der koordinierenden Rolle von GFCH: 
Es soll geprüft werden inwiefern PGV in der Nachfolgestrategie der NCD-Strategie als Schwerpunkt 
bestehen bleibt. Da das BAG ab 2026 auf Aufgaben in diesem Bereich verzichten muss, prüft GFCH 
in Absprache mit den Kantonen, inwiefern sie ihre koordinierende Rolle in Bezug auf die 
Koordinations- und Qualitätssicherungsaufgaben stärken kann. Die Stiftung kann weiter 
beigezogen werden, um den Aufbau von Versorgungsstrukturen zu unterstützen, indem sie 
gemeinsam mit den Kantonen Qualitätsstandards definiert und Handlungsempfehlungen erarbeitet. 

 Förderung der Integration von PGV in die kantonale Gesundheitsversorgung: Den Kantonen 
wird empfohlen, PGV systematisch in ihre Strategien und Programme einzubinden. GFCH kann in 
Zusammenarbeit mit den Kantonen längerfristige PGV-Programme fördern, um Kooperation, 
Wissenstransfer und nachhaltige Finanzierung zu stärken. 

 Ausbau regionaler Anlaufstellen: Regionale und niederschwellige Angebote sollen den Zugang 
zu Prävention und Versorgung erleichtern und die Koordination zwischen medizinischen und 
sozialen Leistungen verbessern. Auch digitale Anwendungen können die Früherkennung und das 
Selbstmanagement unterstützen. 

 Weiterentwicklung hybrider Finanzierungsmodelle: Um wirksame PGV-Massnahmen langfristig 
zu etablieren, braucht es eine tragfähige Finanzierung. Über die OKP können nur individuelle 
medizinische Leistungen abgegolten werden. Nicht-medizinische und nicht ärztlich angeordnete 
präventive Massnahmen, etwa im Sozialbereich, sind durch die OKP nicht abgedeckt. Es braucht 
daher innovative und hybride Finanzierungsmodelle, welche bereichsübergreifende Massnahmen 
abdecken. Die Kantone könnten sogenannte Mischfinanzierungen aus mehreren Quellen vermehrt 
prüfen. Eine Erweiterung der GFCH-Projektförderung zu einer Programmförderung ist ebenfalls zu 
prüfen. 

 Integration präventiver Inhalte in die Aus- und Weiterbildung:  
Gesundheitsförderung und Prävention sind Bestandteil der gesetzlich geregelten Aus- und 
Weiterbildung von Gesundheitsfachpersonen. Die Ausgestaltung dieser Curricula obliegt jedoch 
den Bildungsinstitutionen. Diese sollen prüfen, inwieweit präventive Inhalte gestärkt und 
interprofessionell weiterentwickelt werden können. 

 

Ausblick  

Die im Bericht skizzierten Massnahmen haben das Potenzial, die PGV in der Schweiz weiter zu stärken. 
Der Erfolg solcher Projekte und Programme hängt jedoch stark von den gesundheitspolitischen 
Prioritäten, den kantonalen Ressourcen und dem Engagement der beteiligten Akteure ab.  
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Neben den empfohlenen Massnahmen auf kantonaler Ebene können auch Massnahmen auf 
Bundesebene ausserhalb der unmittelbaren Präventionspolitik einen wichtigen Beitrag zur 
Weiterentwicklung der PGV leisten. So gewährleistet ab 2026 zum Beispiel das neue Tarifmodell 
TARDOC eine bessere Vergütung koordinativer Leistungen, welche für die PGV im medizinischen 
Setting wesentlich sind. Im Weiteren soll die «Agenda Grundversorgung» mit Massnahmen zur 
Weiterentwicklung und Implementierung von innovativen Versorgungsmodellen sowie mit Massnahmen 
zur Weiterentwicklung von Berufsprofilen einen Beitrag zu einem zukunftsfähigen Versorgungssystem 
leisten, was auch der PGV zugutekommen kann. Schliesslich schafft das im März 2025 vom Parlament 
verabschiedete Kostendämpfungspaket II einen Rahmen für die Ergänzung gewisser präventiver 
Angebote. In diesem Zusammenhang ist zum Beispiel die Erweiterung der Kompetenzen der 
Apothekerinnen und Apothekern zur Durchführung von präventiven Untersuchungen vorgesehen.  

Diese Vorhaben machen deutlich, dass die Stärkung der PGV von Entwicklungen und Massnahmen 
abhängt, die nicht explizit Teil der Präventionspolitik sind. Vielmehr erfordert die PGV – wie die 
Prävention im Allgemeinen – ein koordiniertes Vorgehen über verschiedene Politik- und 
Verantwortungsbereiche hinweg. 
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1 Ausgangslage 

Dieser Bericht beantwortet die Postulate 22.3671 Wasserfallen Flavia und 24.4413 Maret Marianne. 

1.1 Das Postulat 22.3671 Wasserfallen Flavia  

Am 16. Juni 2022 reichte Ständerätin Flavia Wasserfallen das Postulat 22.3671 «Wirksame Prävention 
in der Gesundheitsversorgung» mit folgendem Wortlaut ein: 

Eingereichter Text: 

Der Bundesrat wird beauftragt, einen Bericht auszuarbeiten, in dem die notwendigen Massnahmen zur 
Verstetigung der wirksamen Präventionsprogramme in der Gesundheitsversorgung aufgezeigt werden, 
insbesondere: 

- Vereinfachung der Anwendung von Artikel 19 und 26 KVG, insbesondere der Finanzierung von 
Präventionsmassnahmen zugunsten besonders gefährdeter Versicherter; 

- Rollenklärung der verschiedenen beteiligten Akteure, d.h. BAG und EDI, Kantone, Versicherer, 
GFCH sowie Organisationen, die möglicherweise unterstützungswürdige Projekte entwickeln; 

- Festlegung von Übergangsmassnahmen für Präventionsprojekte in der Gesundheitsversorgung, 
die von GFCH unterstützt wurden und deren Wirksamkeit nachgewiesen wurde; 

- Erarbeitung von in der Praxis anwendbaren Kriterien zur Beurteilung der Wirksamkeit der von GFCH 
unterstützten Projekte. 

Begründung: 

Die Prävention in der Gesundheitsversorgung in der Schweiz ist zentral und setzt auf verschiedenen 
Ebenen an: Verringerung des Risikos, krank zu werden, Abschwächung des Krankheitsverlaufs, 
Verbesserung der Lebensqualität und der Autonomie sowie Verringerung des Pflegebedarfs. Dieser 
ganzheitliche Ansatz führt zu einer Verbesserung der Gesundheit sowie einer Senkung der Kosten. Er 
steht voll und ganz im Einklang mit der Strategie des Bundes zur Bekämpfung nichtübertragbarer 
Krankheiten (NCDs), von denen ein Viertel der Schweizer Bevölkerung betroffen ist und die hohe Kosten 
verursachen. 

Die Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz (GFCH) hat den Auftrag, innovative Projekte im Bereich 
der Prävention in der Gesundheitsversorgung zu unterstützen. Diese Projekte unterschiedlicher Art sind 
auf eine Dauer von zwei bis vier Jahren angelegt. Sie unterliegen strengen Evaluationsverfahren. Die 
Verstetigung erfolgreicher Projekte ist jedoch gefährdet. Das Hauptproblem betrifft die Finanzierung: Es 
ist sehr oft nicht klar, wer für die Finanzierung eines nachweislich wirksamen Projekts zuständig ist. 

Die derzeitige Art der Projektfinanzierung stellt ein Risiko für die Innovation im Gesundheitssystem dar. 
So werden Projekte, die z. B. neue Behandlungsmethoden entwickeln oder eine neue Rolle für 
bestimmte Berufsgruppen vorsehen, benachteiligt, was die derzeitige Funktionsweise des 
Gesundheitssystems zementiert und wichtige Innovationen hemmt. 

In seiner Stellungnahme vom 31. August 2022 unterstützte der Bundesrat das Anliegen der Postulantin, 
die Rollen der verschiedenen Akteure, die an der PGV beteiligt sind, aufzuzeigen und wo notwendig zu 
klären. Er beantragte die Annahme von Lemma 2.  

Eine weiterführende Berichterstattung zu den Lemmata 1, 3 und 4 hielt er vor dem Hintergrund der 
bestehenden gesetzlichen und fachlichen Grundlagen hingegen nicht als zielführend und beantragte 
deren Ablehnung. In der Folge zog Ständerätin Wasserfallen die entsprechenden Lemmata zurück. 
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1.2 Das Postulat 24.4413 Maret Marianne  

Am 18. Dezember 2024 reichte Ständerätin Marianne Maret das Postulat 24.4413 
«Gesundheitsförderung und Prävention intensivieren durch eine entsprechende Fachausbildung für 
Gesundheitsfachleute» mit folgendem Wortlaut ein: 

Eingereichter Text: 

Um die Gesundheitsförderung und Prävention zu stärken, wird der Bundesrat beauftragt, die 
Massnahmen zu prüfen, die notwendig sind, um 1) die Kompetenzen der Gesundheitsfachleute 
auszubauen, 2) interdisziplinäre Initiativen zu unterstützen und 3) spezifische Ressourcen 
bereitzustellen. 

Begründung: 

Gesundheitsförderung und Prävention spielen eine Schlüsselrolle, wenn es darum geht, das 
Wohlbefinden der Bevölkerung zu verbessern und die Gesundheitskosten zu senken. Diese Aufgaben 
erfordern jedoch spezifische Kompetenzen, um den wachsenden Herausforderungen im 
Zusammenhang mit chronischen Krankheiten, dem Zugang zur Gesundheitsversorgung, 
gesundheitlichen Ungleichheiten, gesellschaftlichen Veränderungen und der Verbesserung der 
Effizienz und Effektivität von Gesundheitssystemen gerecht zu werden. Eine gezielte Stärkung in diesen 
Bereichen dürfte zu einer höheren Wirksamkeit von Präventionsmassnahmen, einer geringeren 
Belastung des Gesundheitssystems durch weniger vermeidbare Krankheiten und unnötige 
Behandlungen sowie zu einer stärkeren Sensibilisierung der Bevölkerung, einer besseren 
Gesundheitskompetenz der Bevölkerung und einer besseren Einhaltung von gesundheitsförderlichen 
Verhaltensweisen führen. 

Konkret soll die Prüfung zeigen, mit welchen Massnahmen sich die folgenden Ziele auf nachstehenden 
drei Ebenen erreichen lassen: 

1) Kompetenzen der Fachleute 

Unterstützung der Entwicklung von Lehrgängen zur Ausbildung von Fachleuten für 
Gesundheitsförderung und Prävention; 

Stärkung der Kompetenzen und des Berufsprofils der Fachleute für Gesundheitsförderung und 
Prävention; 

Förderung der Integration von Modulen zu diesen Themen in die medizinische, paramedizinische und 
soziale Ausbildung. 

2) Interdisziplinäre Initiativen 

Stärkung der Gesundheitsförderung und Prävention in den Behandlungsprozessen; 

Förderung der Entwicklung regionaler Netzwerke für einen koordinierten Ansatz zur 
Gesundheitsförderung und Prävention; 

Förderung der Zusammenarbeit zwischen Fachkräften aus den Bereichen Gesundheit, Bildung, 
Soziales und Verhaltenswissenschaften, um die Gesundheitsförderung und Prävention zu unterstützen; 

Abbau von Ungleichheiten im Bereich der Gesundheit und beim Zugang zur Gesundheitsversorgung 
durch gezielte Kampagnen zur Gesundheitsförderung und Prävention. 

3) Spezifische Ressourcen 

Schätzung des Finanz- und Personalbedarfs zur Stärkung von Gesundheitsförderung und Prävention; 

Förderung von Forschung und Innovation in Bezug auf präventive und gesundheitsfördernde Methoden. 

In seiner Stellungnahme vom 26. Februar 2025 zeigte der Bundesrat auf, welche Massnahmen bereits 
ergriffen wurden, um Gesundheitsfachpersonen hinsichtlich Gesundheitsförderung und Prävention zu 
sensibilisieren. Weiter verwies er auf den Bericht in Erfüllung des Postulats Wasserfallen, der eine 
Bestandsaufnahme der Rollen der wichtigsten PGV-Akteure umfassen soll. Gestützt auf diese 
Massnahmen und die laufenden Arbeiten erachtete der Bundesrat einen weiteren Bericht als nicht 
zielführend. Am 18. März 2025 nahm der Ständerat das Postulat Maret dennoch an und überwies es an 
den Bundesrat. 
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Im vorliegenden Bericht werden Fragen, welche die Stärkung der Kompetenzen von 
Gesundheitsfachleuten in der Prävention und die Förderung von interdisziplinären Initiativen betreffen, 
behandelt. Dabei liegt der Fokus auf den Berufen, die im MedBG und im GesBG geregelt sind. Die 
Integration von Gesundheitsförderung und Prävention in die Aus- und Weiterbildung von 
Gesundheitsfachpersonen ist ein zentraler Erfolgsfaktor für eine wirksame PGV. 

Eine Abschätzung des Finanz- und Personalbedarfs zur Stärkung von Gesundheitsförderung und 
Prävention war in diesem Rahmen jedoch nicht möglich: Der Finanzierungsbedarf hängt von den 
konkreten Massnahmen ab. Eine entsprechende Kostenabschätzung würde eine aufwändige Erhebung 
erfordern. Für die Pilotprojekte, die von GFCH unterstützt werden, liegen hingegen die exakten Kosten 
vor. Diese können als Orientierung dienen, um ein besseres Verständnis für den möglichen 
Ressourcenbedarf bei einer Skalierung entsprechender Massnahmen zu erlangen. 

1.3 Weitere Parlamentarische Vorstösse in diesem Zusammenhang 

Der Bundesrat erwähnte das Postulat 22.3671 Wasserfallen Flavia in Zusammenhang mit den 
nachstehenden parlamentarischen Vorstössen:  

 Postulat 24.3454 Wyss «Aktionsplan für effiziente und soziale Massnahmen gegen den 
Kostenanstieg im Gesundheitswesen»;  

 Postulat 24.3145 Roth «Schwerwiegende Folgen der fehlenden Behandlung postnataler 
Depression verhindern»;  

 Postulat 22.4532 Fehlmann Rielle «Prävention von nicht übertragbaren Krankheiten. Es ist nötig, 
mehr Mittel zu Verfügung zu stellen».  

1.4 Ziel des Berichts  

Ziel des vorliegenden Berichts ist, die aktuellen Rahmenbedingungen, Zuständigkeiten und 
Finanzierungsmechanismen der PGV darzustellen und zentrale Herausforderungen im Hinblick auf die 
nachhaltige Implementierung der PGV zu identifizieren. Daraus leitet der Bundesrat sein Fazit zu den 
Weiterentwicklungen sowie strukturellen und finanziellen Voraussetzungen ab, welche für die 
langfristige Sicherung der PGV erforderlich sind. 

Der Bericht beleuchtet zunächst die rechtlichen Grundlagen sowie die Rollen und Zuständigkeiten der 
relevanten PGV-Akteure. Er zeigt auf, wie Programme und Massnahmen der PGV derzeit finanziert und 
umgesetzt werden. Bestehende Projekte, Programme und Finanzierungsmechanismen geben Einblicke 
in funktionierende Modelle.  

Zudem widmet sich der Bericht der Verankerung der Prävention in der Aus- und Weiterbildung von 
Medizinal- und Gesundheitsberufen. Es wird angeregt, dass Bildungsinstitutionen prüfen sollen, wie sie 
gesundheitsfördernde und präventive Inhalte konsequent und interprofessionell in ihren Curricula 
verankern können. 

Gestützt auf die aktuelle Situation identifiziert der Bericht zentrale Herausforderungen – insbesondere 
in Bezug auf Zuständigkeiten, Finanzierung und Umsetzung von PGV- Programmen und -Massnahmen 
sowie auf die Aus- und Weiterbildung der Medizinal- und Gesundheitsberufe nach MedBG und GesBG. 
Das Fazit des Bundesrats zur nachhaltigen Sicherung und Weiterentwicklung der PGV sowie ein 
Ausblick auf mögliche langfristige Perspektiven zur strukturellen Stärkung dieses Ansatzes schliessen 
den Bericht ab. 

2 Hintergrund und Bedeutung der PGV 

2.1 Demografischer und epidemiologischer Kontext 

Der demografische Wandel mit einem wachsenden Anteil älterer Menschen und einer gesteigerten 
Lebenserwartung ist mit einer Zunahme von NCDs, chronischen Erkrankungen und 
Mehrfacherkrankungen verbunden. Diese Entwicklung zieht einen erheblich erhöhten Behandlungs- 
und Pflegebedarf nach sich, da Betroffene oft komplexe Therapie- und Unterstützungsangebote 
benötigen, um ihre Lebensqualität sowie berufliche und soziale Integration zu erhalten. 
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In Summe verursachen NCDs wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs, Diabetes oder chronische 
Atemwegserkrankungen in der Schweiz eine erhebliche Krankheitslast: Über 70 % aller verlorenen 
potenziellen Lebensjahre gehen auf NCDs zurück.1 Wird der Verlust an Lebensqualität durch Krankheit 
ebenfalls berücksichtigt, sind NCDs für 84 % aller verlorenen gesunden Lebensjahre verantwortlich 
(Disability-Adjusted Life Years, DALYs).2  

Diese hohe Krankheitslast hat bedeutende finanzielle Konsequenzen: Im Jahr 2022 beliefen sich die 
Ausgaben für NCDs in der Schweiz auf 65,7 Milliarden Franken3 – das sind rund 72 % der gesamten 
Gesundheitsausgaben.  

Internationale Vergleichsdaten der Weltgesundheitsorganisation (WHO) zeigen, dass die 
Lebenserwartung in der Schweiz mit 83,3 Jahren (2021) zu den höchsten weltweit gehört (Platz 4), 
ebenso die gesunde Lebenserwartung mit 71,1 Jahren (Platz 7). Die Differenz von 12,2 Jahren 
zwischen Gesamtlebenserwartung und gesunder Lebenserwartung ist jedoch im globalen Vergleich 
relativ hoch (weltweiter Durchschnitt ca. 10 Jahre).4 

Diese Zahlen verdeutlichen die zentrale Bedeutung der PGV: Diese zielt darauf ab, das Auftreten und 
die Schwere chronischer Erkrankungen zu reduzieren, gesunde Lebensjahre zu fördern und das 
Gesundheitssystem langfristig zu entlasten. 

2.2 Relevanz der PGV  

PGV verfolgt einen ganzheitlichen interprofessionellen Ansatz und ergänzt die Behandlung durch 
gezielte präventive Massnahmen. Sie fördert frühzeitiges Handeln bei gesundheitlichen Risiken, 
beeinflusst Krankheitsverläufe günstig und hilft, Komplikationen zu vermeiden und die Lebensqualität 
zu verbessern – insbesondere bei Menschen mit chronischen oder mehrfachen Erkrankungen. 

Die gesundheitliche Situation eines Menschen wird von folgenden Determinanten beeinflusst: 
individueller Lebensstil (40 %), genetische Voraussetzungen (30 %), sozioökonomische Faktoren  
(15 %), physische Umweltbedingungen (5 %) und Gesundheitssystem (10 %)5. PGV adressiert diese 
Determinanten gezielt: Sie fördert Verhaltensänderungen und wirkt dadurch positiv auf den Lebensstil 
der Betroffenen ein. Gleichzeitig stärkt sie deren Selbstmanagement-Fähigkeiten – so können   
Menschen mit chronischen Erkrankungen ihre Gesundheit aktiv verbessern und den Krankheitsverlauf 
verstärkt kontrollieren. Schliesslich bezieht sie auch das soziale Umfeld der betroffenen Personen und 
dadurch sozioökonomische Faktoren wie psychosoziale Ressourcen mit ein. Das erhöht die nachhaltige 
Wirkung der Massnahmen.    

Bei chronisch kranken und multimorbiden Patientinnen und Patienten trägt ein integrierter ganzheitlicher 
Versorgungsansatz mit Massnahmen zur Verhaltensänderung dazu bei, die Gesundheits- und dadurch 
auch die Kostenlast zu reduzieren6 – darauf deuten die folgenden Studien hin:  

- Gemeindebasierte Lebensstilprogramme wie das «Healthy Lifestyle Community Program (HLCP-2)» senken 
nachweislich den Medikamentenkonsum und die Behandlungskosten bei NCDs. Nach 24 Monaten konnten 
die Ausgaben in der Interventionsgruppe – insbesondere für blutdrucksenkende Mittel – um rund 15 % reduziert 
werden, während sie in der Kontrollgruppe anstiegen.7  

- Therapeutische Patientenschulungen (éducation thérapeutique du patient, ETP) sind bei adipösen 
Patientinnen und Patienten sowohl klinisch wirksam als auch kosteneffizient. Durch ETP konnten in der Studie 
signifikante Verbesserungen im Gesundheitszustand der Patientinnen und Patienten erzielt werden – etwa 
Gewichtsreduktion und verbesserte Lebensqualität. Wirtschaftlich betrachtet führte das Programm bereits nach 

 
1 https://www.bfs.admin.ch/bfs/rm/home.assetdetail.32407862.html. 
2 Institute for Health Metrics and Evaluation. University of Washington. 2024 [zitiert 21. August 2024]. Global Burden of Disease (GBD). Verfügbar 
unter: https://www.healthdata.org/research-analysis/gbd. 
3 Stucki, M. et al. (2025). Kosten der übertragbaren und nichtübertragbaren Krankheiten sowie Kosten der Risikofaktoren Übergewicht/Adipositas 
und Bewegungsmangel in der Schweiz. Studie im Auftrag des BAG. 
4 https://www.who.int/data/gho/data/themes/mortality-and-global-health-estimates/ghe-life-expectancy-and-healthy-life-expectancy. 
5 Vgl. McGinnis J. M. / Williams-Russo P. / Knickman J. R. (2002): The case for more active policy attention to health promotion. In: Health Affairs, 
2002/21(2), 78–93. 
6 Bemerkung: Die Übernahme der Kosten durch die OKP erfolgt nur, wenn die erbrachten Leistungen nachweislich wirksam, zweckmässig und 
wirtschaftlich sind – also den sogenannten «WZW-Kriterien» entsprechen. Die Eidgenössische Kommission für Allgemeine Leistungen und 
Grundsatzfragen (ELGK) prüft die Erfüllung der WZW-Kriterien bei Präventionsleistungen und gibt eine Empfehlung an das Eidgenössische 
Departement des Innern (EDI) ab. Das EDI entscheidet abschliessend über die Leistungspflicht. 
7 vgl. Kranz R. M. et al. (2023): Effect of a controlled lifestyle intervention on medication use and costs: The Healthy Lifestyle Community Program 
(cohort 2). In: Nutrition and Health 2025/31(1), 175–186. 
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neun Monaten zu einer Kostenersparnis von etwa 492 Euro pro Patientin und Patient, trotz eines intensiven 
Betreuungsaufwands.8  

- Ein Vergleich zwischen körperlichem Training und perkutaner Koronarangioplastie (percutaneous coronary 
angioplasty, PTCA) bei Patientinnen und Patienten mit stabiler koronarer Herzkrankheit zeigte auf, dass das 
zwölfmonatige Trainingsprogramm nicht nur zu einer besseren ereignisfreien Überlebensrate und einer 
höheren maximalen Sauerstoffaufnahme führte, sondern auch mit deutlich niedrigeren jährlichen 
Gesamtkosten verbunden war: Die durchschnittlichen Ausgaben beliefen sich auf 3708 US-Dollar in der 
Trainingsgruppe gegenüber 6086 US-Dollar in der PTCA-Gruppe (P<0,001).9  

3 Das Konzept der PGV  

3.1 Begriffsklärung 

PGV richtet sich an Personen mit einer oder mehreren nichtübertragbaren Krankheiten – darunter auch 
psychische Erkrankungen und Suchterkrankungen – sowie an Menschen mit einem erhöhten 
Krankheitsrisiko. Sie umfasst in erster Linie Massnahmen der Sekundär- und Tertiärprävention10, die 
sowohl im ambulanten als auch im stationären Setting zum Einsatz kommen. Ziel der PGV ist, 
Krankheiten frühzeitig zu erkennen, ihren Verlauf positiv zu beeinflussen und die Krankheitslast zu 
verringern oder hinauszuzögern.  

PGV trägt zur Stabilisierung, der Förderung der Autonomie sowie der Verbesserung der Lebensqualität 
chronisch kranker Menschen bei, stärkt deren gesellschaftliche Teilhabe und unterstützt eine 
nachhaltige Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Als integrierter ganzheitlicher Versorgungsansatz 
stellt sie eine koordinierte interprofessionelle Betreuung sicher, die medizinische, psychische und 
soziale Aspekte berücksichtigt und die bestehende Versorgung um präventive Elemente ergänzt. Neben 
medizinischen Massnahmen umfasst PGV auch alltagsnahe Unterstützung, die Förderung des 
Selbstmanagements sowie den Einbezug sozialer und psychosozialer Ressourcen. 

PGV ist ein Handlungsfeld der NCD-Strategie und wird im Strategiedokument sowie in der Broschüre 
«Prävention in der Gesundheitsversorgung (PGV) – Ansatz und Aufgaben» erklärt.11,12  

3.2 Präventionsbegriff im Bereich Krankenpflege- und Invalidenversicherung 

Der Begriff der Prävention wird im Bereich der obligatorischen Krankenpflegeversicherung gemäss 
Bundesgesetz über die Krankenversicherung enger verwendet als er in der PGV verstanden wird. Er 
beschränkt sich auf präventive Einzelleistungen wie Impfungen oder Vorsorgeuntersuchungen. Im 
Bereich der Invalidenversicherung gemäss Bundesgesetz über die Invalidenversicherung wird der 
Begriff der Prävention gar nicht verwendet. Bestimmte Leistungen im Bereich KVG können jedoch der 
PGV zugeordnet werden, auch wenn sie nicht explizit als Prävention bezeichnet werden. Eine 
Ernährungsberatung bei einer adipösen Person fällt etwa unter die allgemeinen Leistungen bei 
Krankheit nach Artikel 25 KVG, hat aber auch eine präventive Funktion (Veränderung des Lebensstils 
zur Vorbeugung sekundärer Erkrankungen).  

PGV umfasst auch Leistungen, die nicht durch das KVG abgedeckt sind. So sind Angebote mit 
interprofessionellem Charakter oder koordinierender Funktion häufig projekt- oder programmbezogen 
finanziert. 

3.3 Zentrale Elemente der PGV 

Nachfolgend aufgeführte Praxisbeispiele veranschaulichen die zentralen Elemente der PGV:  

 
8 vgl. Sanguignol F. et al. (2009): L'efficacité médico-économique de l'éducation thérapeutique chez des patients obèses. In: Éducation 
thérapeutique du patient / Therapeutic patient education, 2009/1(1), 57–62.  
9 vgl. Hambrecht R. et al. (2004): Percutaneous coronary angioplasty compared with exercise training in patients with stable coronary artery 
disease: a randomized trial. In: Circulation 2004/23;109(11), 1371–1378. 
10 In Wissenschaft und Praxis werden drei Präventionsebenen unterschieden: Primärprävention zielt auf die Vermeidung von Erkrankungen durch 
gesundheitsförderliche Lebensbedingungen und die Reduktion von Risikofaktoren. Sekundärprävention konzentriert sich auf Früherkennung und 
Frühintervention bei Risikogruppen, während die Tertiärprävention darauf abzielt, Chronifizierungen und Folgeschäden zu vermeiden und die 
Lebensqualität zu verbessern; vgl.  https://knowledge4policy.ec.europa.eu/health-promotion-knowledge-gateway/promotion-prevention_en.  
11 vgl. www.bag.admin.ch/de/nationale-strategie-zur-praevention-nichtuebertragbarer-krankheiten. 
12 vgl. https://www.bag.admin.ch/dam/de/sd-web/455QUyIQtsNG/pgv-broschuere.pdf.  
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 Früherkennung und Frühintervention: Frühzeitige Erkennung von und gezielte Intervention bei 
gesundheitlichen Risiken oder ersten Krankheitsanzeichen können Krankheitsverläufe mildern 
und/oder Komplikationen verhindern. PGV adressiert spezifische Risikogruppen, z. B. Personen 
mit chronischen Krankheiten oder psychosozialen Belastungen, und integriert gezielte 
Massnahmen systematisch in bestehende Versorgungsprozesse. Digitale Technologien – etwa 
durch künstliche Intelligenz (KI) gestützte Diagnosesysteme oder Telemonitoring – ermöglichen 
eine schnelle und genaue Früherkennung. 

Praxisbeispiel «StoppSturz»13: Das Projekt erfasst das Sturzrisiko älterer Personen systematisch, die 
hausärztliche Praxen, Apotheken sowie therapeutische Einrichtungen aufsuchen oder durch die Spitex 
betreut werden. Dazu dienen beispielsweise standardisierte Fragebögen und Tests. Wird ein erhöhtes Risiko 
erkannt, werden die Betroffenen gezielt beraten und geschult. Sie lernen, wie sie Gleichgewicht und Kraft 
verbessern und Stürze vermeiden. Dazu gehört zum Beispiel, Stolperfallen in Haus oder Wohnung zu 
entfernen und nach einem Sturz richtig aufzustehen.  

Ein interprofessionelles Team aus Ärztinnen und Ärzten sowie Fachpersonen der Therapie und Pflege 
koordiniert diese Massnahmen und sorgt dafür, dass sie frühzeitig eingeführt und auf die Betroffenen 
abgestimmt werden. Durch diesen integrierten Ansatz können Stürze effektiv reduziert, der 
Gesundheitszustand und die Lebensqualität älterer Menschen verbessert und aufwendige Behandlungen, 
Rehabilitation sowie Pflegekosten oft vermieden werden. 

StoppSturz veranschaulicht, wie Früherkennung und frühzeitige Intervention in der Gesundheitsversorgung 
erfolgreich zusammenwirken.  

 

 Beratung und Unterstützung: Individuelle Beratung und Unterstützung (inkl. Schulungen und 
Kurse) helfen, den Krankheitsverlauf und den Gesundheitszustand der Betroffenen zu stabilisieren. 
Sie fördert deren Selbstmanagement-Kompetenzen und erleichtert ihnen den Umgang mit der 
Krankheit im Alltag. Beratung und Unterstützung umfassen sowohl Leistungen von 
Gesundheitsfachpersonen (beispielsweise Ernährungsberatung, Diabetessprechstunde, Physio- 
oder Ergotherapien) als auch Leistungen des Sozialwesens (zum Beispiel psychosoziale 
Beratung). Digitale Angebote wie Teleberatung, zertifizierte Apps und Online-Plattformen erweitern 
das Beratungs- und Unterstützungsangebot und sind flexibel und ortsunabhängig. 

Praxisbeispiel «REAS» (Regionale Anlaufstellen)14: Das Projekt REAS begleitet Menschen mit chronischen 
Erkrankungen und komplexen psychosozialen Herausforderungen. Dabei arbeitet ein interprofessionelles 
Team aus Fachpersonen der Sozialen Arbeit, des Gesundheitswesens und der Peer-Beratung eng 
zusammen. 

Im Rahmen des Projekts werden Betroffene individuell und bedarfsgerecht beraten sowie umfassend bei 
gesundheitlichen und sozialen Anliegen unterstützt – sei es bei Krankheit, familiären Schwierigkeiten oder 
finanziellen Herausforderungen. Darüber hinaus erhalten sie Zugang zu weiterführenden Angeboten wie 
medizinischen Therapien oder psychosozialen Leistungen. Die Betroffenen werden aktiv darin begleitet, diese 
Hilfen zu organisieren und in Anspruch zu nehmen. REAS basiert dabei auf einem sozialtherapeutischen 
Case Management. 

Durch diese ganzheitliche und koordinierte Unterstützung können Menschen mit komplexen Bedürfnissen 
besser versorgt werden, was ihre Lebensqualität erhöht und die Inanspruchnahme von teuren stationären 
Behandlungen oder Kriseneinsätzen vielfach reduziert. REAS zeigt, wie eine enge Zusammenarbeit 
verschiedener Berufsgruppen der Gesundheitsversorgung Betroffene nachhaltig unterstützt und entlastet. 

 
 Stärkung der Selbstmanagement-Kompetenzen: Menschen mit langandauernden Krankheiten 

werden unterstützt, ihre Gesundheit aktiv zu verbessern und ihren Alltag mit ihrer Erkrankung 
besser zu bewältigen. Im Vordergrund stehen die Stärkung von Ressourcen, Selbstwirksamkeit 
und Entscheidungskompetenz. Im Zentrum steht eine partnerschaftliche Haltung, die das 
Erfahrungswissen der Betroffenen und das Fachwissen der Fachpersonen als gleichwertig 
anerkennt. Interprofessionelle Zusammenarbeit sichert die koordinierte und bedarfsgerechte 
Begleitung der Betroffenen.  

Praxisbeispiel «L'Unité d'éducation thérapeutique du patient (UETP)» der Hôpitaux Universitaires de 
Genève (HUG)15: Die UETP unterstützt Menschen mit chronischen Erkrankungen wie Diabetes oder 

 
13 vgl. https://gesundheitsfoerderung.ch/praevention-in-der-gesundheitsversorgung/projektfoerderung/gefoerderte-projekte/projekt-stopp-sturz. 
14 vgl. www.geliko.ch/project/projekt-regionale-anlaufstellen/. 
15 vgl. www.hug.ch/education-therapeutique. 
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Adipositas, ihre Fähigkeiten im Umgang mit ihrer Krankheit zu verbessern. Ein interprofessionelles Team aus 
Ärztinnen und Ärzten sowie Fachpersonen der Pflege, Psychologie, Ernährungs- und Kunsttherapie arbeitet 
eng zusammen. 

Die Patientinnen und Patienten nehmen an partizipativen Lernangeboten teil, die medizinische und 
psychosoziale Aspekte gleichermassen berücksichtigen. Sie lernen, ihren Alltag besser zu meistern, 
Symptome zu erkennen und aktiv zu steuern sowie gesundheitsfördernde Verhaltensweisen umzusetzen. 
Ziel ist, ihre Selbstwirksamkeit zu stärken und ihre Lebensqualität auf diese Weise langfristig zu verbessern.  

Der ganzheitliche und patientenzentrierte Ansatz der UETP fördert die nachhaltige Bewältigung chronischer 
Erkrankungen und unterstützt die Betroffenen, eigenverantwortlich und selbstbewusst mit ihrer Gesundheit 
umzugehen. 

 

 Einbezug und Unterstützung des sozialen Umfelds: Eine umfassende und langfristige 
Betreuung Betroffener setzt voraus, Angehörige und weitere Bezugspersonen einzubinden. Diese 
übernehmen oft eine wichtige Rolle bei der Unterstützung der Betroffenen im Alltag, bei der 
Förderung der Therapietreue und bei der Bewältigung von Krankheitsbelastungen. Gezielte 
Beratung, Schulung und Begleitung stärken ihre Kompetenz, die Betroffenen zu unterstützen und 
ihren eigenen Umgang mit den Herausforderungen der Erkrankung zu verbessern. Digitale Tools 
ermöglichen eine einfache Vernetzung von Betroffenen, Angehörigen, weiteren Bezugspersonen 
und Fachpersonen und erleichtern die Kommunikation zwischen ihnen. 

Praxisbeispiel «Koordination Gesundheit Glarus KOGE»16: KOGE unterstützt Menschen mit chronischen 
Erkrankungen oder Pflegebedarf und ihre Angehörigen durch sorgfältige Bedürfnisklärung, niederschwellige 
Informationen und Begleitung auf der Suche nach passenden Hilfsangeboten im Gesundheits- und 
Sozialbereich. Beratungsgespräche stärken und entlasten Angehörige in ihrer herausfordernden Rolle sowie 
bei der Bewältigung komplexer Situationen – etwa bei der Begleitung schwerkranker Menschen. Ein 
Fallmanagement koordiniert die Versorgung der Betroffenen und sorgt dafür, dass Angehörige aktiv in 
Entscheidungsprozesse eingebunden und als wichtige Mitwirkende wahrgenommen werden. 

 

 Interprofessionelle Versorgung: Die interprofessionelle Zusammenarbeit – etwa von 
Hausärztinnen und Hausärzten, Fachärztinnen und Fachärzten sowie Therapeutinnen und 
Therapeuten, Ligen und sozialen Diensten – ist Voraussetzung für eine wirkungsvolle integrierte 
Versorgung. Diese interprofessionelle Kooperation ist in allen Bereichen der Versorgung von 
grosser Bedeutung. 

Die Vernetzung von medizinischen und nicht-medizinischen Fachkräften und die koordinierte 
Versorgung gewährleisten eine kontinuierliche, abgestimmte Betreuung und die gezielte 
Integration präventiver Massnahmen. Die Vernetzung des Gesundheitswesens mit dem Gemein- 
und Sozialwesen – beispielsweise in der Gesundheitsberatung, der Patientenbildung, im Disease 
Management und in Selbstmanagement-Programmen – unterstützt Prävention und 
Lebensstilveränderung. Digitale Lösungen wie Online-Plattformen oder digitale Gesundheitsakten 
fördern die interprofessionelle Kommunikation und koordinieren die Versorgungsprozesse 
effizient. 

Praxisbeispiel «SomPsyNet»17: Das Projekt veranschaulicht, wie interprofessionelle Versorgung in 
somatischen Akutspitälern erfolgreich umgesetzt werden kann. Im Mittelpunkt stehen die frühzeitige 
Erkennung und bedarfsgerechte Behandlung psychosozialer Belastungen bei Patientinnen und Patienten.  

Das «Stepped and Collaborative Care Model» (SCCM) gewährleistet die koordinierte Versorgung der 
Patientinnen und Patienten, wobei verschiedene Fachbereiche Hand in Hand arbeiten: Während des 
Klinikaufenthalts werden die Betroffenen systematisch auf psychosoziale Belastungen gescreent. Ein eng 
zusammenarbeitendes Team aus medizinischem Personal, Psychologinnen und Psychologen, 
Sozialarbeitenden sowie Pflegefachpersonen begleitet sie während der gesamten Behandlung. Zusätzlich 
unterstützt eine digitale Plattform die Vernetzung der Beteiligten und erleichtert die Weitervermittlung an 
geeignete Nachsorgeangebote. 

In «SomPsyNet» sind psychosoziale Aspekte von Anfang an integraler Bestandteil der medizinischen 
Versorgung, was eine umfassende und vernetzte Betreuung der Patientinnen und Patienten sicherstellt. 

 

 
16 vgl. www.gl.ch/verwaltung/finanzen-und-gesundheit/gesundheit/koordination-gesundheit.html/4125. 
17 vgl. www.bs.ch/themen/gesundheit/gesundheitsfoerderung/praeventionsangebote/sompsynet. 
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 Aus- und Weiterbildung: Die systematische Integration von Gesundheitsförderung und 
Prävention in die Aus- und Weiterbildung von Gesundheitsfachpersonen ist ein zentraler 
Erfolgsfaktor für eine wirksame PGV – und für eine Stärkung der Gesundheitsförderung und 
Prävention generell. Sie gewährleistet, dass Fachpersonen neben medizinischem Fachwissen 
gezielt Wissen zu Gesundheitsförderung und Prävention, zu sozialen Determinanten der 
Gesundheit sowie zur Förderung des Selbstmanagements erwerben. Ebenso wichtig ist die 
Stärkung interprofessioneller Kompetenzen, um die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen 
Berufsgruppen zu fördern. So können Fachpersonen den komplexen Bedürfnissen der Betroffenen 
ganzheitlich und kompetent begegnen. 

Praxisbeispiel MAS «Gesundheitsförderung und Prävention» der Fachhochschule 
Nordwestschweiz18: Dieser Master of Advanced Studies (MAS) vermittelt Fachpersonen aus Gesundheit, 
Sozialer Arbeit, Bildung und verwandten Bereichen vertiefte theoretische und methodische Kenntnisse zu 
Konzepten, Strategien und Rahmenbedingungen der Gesundheitsförderung und Prävention. Im Zentrum 
stehen sowohl individuelle als auch gesellschaftliche Perspektiven, psychosoziale Interventionen sowie 
Kompetenzen in Analyse, Planung, Umsetzung und Evaluation von Interventionen in Gesundheitsförderung 
und Prävention. Der MAS fördert zudem Fähigkeiten im Projekt- und Qualitätsmanagement, in der 
Öffentlichkeitsarbeit und in der interprofessionellen Zusammenarbeit. 

4 Rechtliche Grundlagen  

Dieses Kapitel gibt einen Überblick über die wesentlichen rechtlichen Grundlagen, die für die 
Umsetzung und Finanzierung von Massnahmen der PGV sowie die Verankerung der Prävention in der 
Aus- und Weiterbildung von Medizinal- und Gesundheitsberufen relevant sind.  

PGV ist weder im Bundesrecht noch in den kantonalen Gesetzgebungen ausdrücklich verankert. Sie 
stützt sich jedoch auf verschiedene verfassungsrechtliche und spezialgesetzliche Bestimmungen, die 
sich allgemein auf die Prävention beziehen und somit auch auf PGV anwendbar sind. Artikel 118 Absatz 
1 der Bundesverfassung (BV; SR 101) erteilt dem Bund den allgemeinen Auftrag zum Schutz der 
Gesundheit; Absatz 2 verleiht ihm zudem spezifische Gesetzgebungskompetenzen, um bestimmte 
Gesundheitsgefahren abzuwenden. Dazu hat er Vorschriften zu erlassen zum Umgang mit 
Lebensmitteln, Heilmitteln, Betäubungsmitteln, Organismen, Chemikalien und anderen Gegenständen, 
welche die Gesundheit gefährden können (Art. 118 Abs. 2 Bst. a BV), sowie zur Bekämpfung von 
übertragbaren, stark verbreiteten oder bösartigen Krankheiten (Art. 118 Abs. 2 Bst. b BV). Der 
Handlungsauftrag wie auch die Gesetzgebungskompetenzen gemäss Artikel 118 BV beschränken sich 
dabei nicht auf die Abwehr konkreter Gefahren für die Gesundheit, sondern umfasst auch präventive 
Massnahmen, welche das Auftreten solcher Gefahren verhindern19. Darunter können auch auf die 
betreffenden Gegenstände bzw. Krankheiten gerichtete Massnahmen der PGV fallen. Gemäss der 
verfassungsmässigen Kompetenzaufteilung (Art. 5a i. V. m. Art. 43a BV) sind jedoch 
Gesundheitsförderung und Prävention, einschliesslich Programme und Massnahmen der PGV, primär 
im Zuständigkeitsbereich der Kantone. Zu den weiteren bundesgesetzlichen Grundlagen, die für die 
PGV relevant sind, zählt insbesondere das KVG. Bezüglich Berücksichtigung von Präventionsinhalten 
in der Aus- und Weiterbildung von Gesundheitsfachpersonen, sind das MedBG sowie das GesBG 
relevant.  

Verschiedene Kantone berücksichtigen Gesundheitsförderung und Prävention in ihrer (Gesundheits-) 
Gesetzgebung. Das erlaubt ihnen, konkrete PVG-Massnahmen umzusetzen.  

4.1 Verankerung der Prävention in der Aus- und Weiterbildung für Gesundheitsfachpersonen 

gemäss MedBG und GesBG  

Mit Blick auf den Gesundheitsschutz sind Aus- und Weiterbildung sowie Berufsausübung für gewisse 
Medizinal- und Gesundheitsberufe auf Tertiärstufe bundesrechtlich geregelt: Gemäss Artikel 117a 
Absatz 2 Buchstabe a BV erlässt der Bund Vorschriften zur Aus- und Weiterbildung für Berufe der 
medizinischen Grundversorgung sowie zu den Anforderungen an die Berufsausübung. Das MedBG und 

 
18 Link: https://www.fhnw.ch/de/weiterbildung/soziale-arbeit/9004871. 
19 vgl. Poledna T. / Rütsche in: Ehrenzeller B. / Egli P. / Hettich P. / Hongler P. / Schindler B. / Schmid S. G. / Schweizer R. (Hrsg.) (2023): Die 
schweizerische Bundesverfassung, St. Galler Kommentar. Zürich/Basel/Genf/St. Gallen, 4. Aufl., Art. 118 N 3 f. 
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das GesBG bilden den bundesrechtlichen Rahmen für die Aus- und Weiterbildung sowie die Ausübung 
der Berufe, die in den beiden Gesetzen geregelt sind. 

Das MedBG regelt die Ausbildung und Berufsausübung der Berufe Ärztin und Arzt, Zahnärztin und 
Zahnarzt, Chiropraktorin und Chiropraktor, Apothekerin und Apotheker, Tierärztin und Tierarzt. Es 
definiert die Anforderungen und verbindlichen Ziele für die Aus- und Weiterbildung dieser universitären 
Medizinalberufe. Artikel 4 Absatz 1 MedBG hält beispielsweise fest, dass «Aus- und Weiterbildung [dazu 
befähigen], Gesundheitsstörungen von Menschen oder Tieren vorzubeugen, zu erkennen und zu heilen, 
Leiden zu lindern sowie die Gesundheit von Mensch und Tier zu fördern oder für die Vorbeugung und 
die Behandlung von Krankheiten Heilmittel herzustellen, abzugeben oder zu vertreiben». Die 
Umsetzung der Vorgaben obliegt den Hochschulen. 

Artikel 6 MedBG legt fest, welche Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten die Absolvierenden der 
genannten Studiengänge aufweisen müssen. So verlangt Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a MedBG, dass 
sie unter anderem über die wissenschaftlichen Grundlagen verfügen, die für vorbeugende, 
diagnostische, therapeutische, palliative und rehabilitative Massnahmen erforderlich sind. Artikel 8 
Buchstabe h MedBG hält für die Absolvierenden der Humanmedizin, der Zahnmedizin und der 
Chiropraktik fest, dass sie sich «für die menschliche Gesundheit [einsetzen], indem sie beratend tätig 
sind und die erforderlichen präventiven und gesundheitsfördernden Massnahmen in ihrem Berufsfeld 
treffen». In der Humanmedizin werden diese Vorgaben in Form von einem Lernzielkatalog konkretisiert. 
Der aktuelle Lernzielkatalog PROFILES20, der als Grundlage für die eidgenössische Prüfung gilt, 
umfasst auch das Thema Prävention.  

Die berufsspezifischen Ausbildungsziele für Absolvierende der Pharmazie sind in Artikel 9 MedBG 
aufgeführt: Artikel 9 MedBG Buchstabe f nennt Aspekte der Prävention und verlangt von den 
Absolvierenden, dass sie Aufgaben zur Förderung und Erhaltung der Gesundheit sowie zur Verhütung 
von Krankheiten übernehmen und die entsprechenden Kompetenzen, insbesondere bezüglich 
Impfungen, erwerben. 

Das GesBG regelt die Ausbildung und Berufsausübung für die Berufe Pflegefachfrau und 
Pflegefachmann, Physiotherapeutin und Physiotherapeut, Ergotherapeutin und Ergotherapeut, 
Hebamme, Ernährungsberaterin und Ernährungsberater, Optometristin und Optometrist sowie 
Osteopathin und Osteopath. Artikel 3 Absatz 2 GesBG legt die allgemeinen Kompetenzen bzw. 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Fähigkeiten fest, welche die Absolvierenden dieser Studiengänge 
aufweisen müssen. Prävention wird in Artikel 3 Absatz 2 GesBG unter den Buchstaben d–e aufgeführt: 
Sie verlangen von den Absolvierenden, dass sie die Faktoren kennen, die bei Individuum und 
Bevölkerungsgruppen zur Erhaltung und Förderung der Gesundheit beitragen, und dass sie fähig sind, 
Massnahmen zur Verbesserung von der Lebensqualität einzuleiten. Darüber hinaus müssen sie über 
Kenntnisse, die für präventive, diagnostische, therapeutische, rehabilitative und palliative Massnahmen 
erforderlich sind, verfügen.   

Regelmässige Akkreditierungen gewährleisten, dass die Aus- und Weiterbildungsgänge so ausgestaltet 
sind, dass die Absolvierenden die erforderlichen Kompetenzen erwerben, um die gesetzlich 
festgelegten Ziele und Abschlussqualifikationen zu erreichen. Die Verantwortung für die Umsetzung der 
gesetzlichen Vorgaben liegt bei den jeweiligen Bildungsinstitutionen.  

Neben den durch Bundesrecht geregelten Berufen bestehen an verschiedenen Hochschulen 
Studiengänge, in welchen Kompetenzen in den Bereichen Gesundheitsförderung und Prävention, 
vermittelt werden. Ziel dieser Bildungsgänge ist es, Fachpersonen auszubilden, die 
gesundheitsrelevante Herausforderungen analysieren, präventive Strategien entwickeln und 
gesundheitsfördernde Massnahmen planen, umsetzen und evaluieren können. Die enge Verzahnung 
zwischen Fachwissen und Methodenkompetenz ermöglicht Innovation in psychosozialen 
Arbeitsfeldern. Die Ausgestaltung der Studieninhalte, die Definition der Qualifikationsziele und der 
Zulassungsbedingungen obliegt den jeweiligen Hochschulen.  

 
20 https://www.profilesmed.ch/. 
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4.2 Präventionsleistungen der obligatorischen Krankenpflegeversicherung nach KVG 

Das KVG definiert, welche präventiven Leistungen von der OKP übernommen werden. Dazu zählen 
bestimmte Massnahmen der Sekundär- und Tertiärprävention sowie einzelne 
Vorsorgeuntersuchungen.  

Leistungen, welche die OKP übernimmt, müssen den WZW-Kriterien entsprechen. Die Versicherten 
müssen sich grundsätzlich in Form von Franchise und Selbstbehalt an den Kosten beteiligen. Bei 
Präventionsleistungen, die im Rahmen national oder kantonal organisierter Präventionsprogramme 
durchgeführt werden, ist eine Franchisebefreiung möglich. Der Selbstbehalt bleibt jedoch geschuldet. 

Vergütung von Leistungen der Sekundär- und Tertiärprävention nach KVG 

Die OKP übernimmt Leistungen der Sekundär- und Tertiärprävention bei bereits manifestierter 
Krankheit oder konkretem Krankheitsverdacht. Die Leistungen umfassen Diagnose- und 
Behandlungsleistungen nach Artikel 25 KVG – beispielsweise Massnahmen zur Behandlung von 
Risikofaktoren21, zum Krankheits- und Selbstmanagement22 oder zur Lebensstiländerung23. Leistungen 
zur Suchtbehandlung und Raucherentwöhnung gelten ebenfalls als Leistungen nach Artikel 25 KVG. 
Sie werden von den Krankenversicherer übernommen, sofern sie von anerkannten 
Leistungserbringenden erbracht werden und die WZW-Kriterien erfüllen.  

Vergütung individueller medizinischer Präventionsleistungen nach KVG 

Gemäss Artikel 26 KVG übernimmt die OKP die Kosten für bestimmte Untersuchungen zur frühzeitigen 
Erkennung von Krankheiten sowie für vorsorgliche Massnahmen bei Versicherten, die in erhöhtem 
Masse gefährdet sind. Darunter fallen zum Beispiel die Kosten für die Darmkrebsvorsorge bei 50- bis 
69-Jährigen sowie gynäkologische Vorsorgeuntersuchungen. Diese Leistungen müssen ebenfalls die 
WZW-Kriterien erfüllen, bevor sie auf die abschliessende Positivliste der Krankenpflege-
Leistungsverordnung (KLV; SR 832.112.31) aufgenommen werden (vgl. Art. 12 KLV).  

4.3 Förderung von Gesundheit und Prävention sowie Präventionsabgabe nach KVG 
In Artikel 19 Absätze 1 und 2 legt das KVG fest, dass die Krankenversicherer die Verhütung von 
Krankheiten fördern und gemeinsam mit den Kantonen eine Institution betreiben, welche Massnahmen 
zur Förderung der Gesundheit und zur Verhütung von Krankheiten anregt, koordiniert und evaluiert. Zu 
diesem Zweck wurde die privatrechtliche Stiftung Gesundheitsförderung Schweiz gegründet. Das 
leitende Organ der Stiftung, der Stiftungsrat, besteht aus Vertretenden der Versicherer, der Kantone, 
der SUVA, des Bundes, der Ärzteschaft, der Wissenschaft sowie von Fachverbänden, die in der 
Krankheitsverhütung tätig sind (Art. 19 Abs. 3 KVG). Der Auftrag von GFCH bezieht sich auf 
Gesundheitsförderung und Prävention insgesamt und nicht nur auf PGV. Die Förderung von PGV-
Projekten ist jedoch einer der Schwerpunkte der Stiftung (vgl. Kap. 5.3). 

Finanziert werden die Tätigkeiten der Stiftung über die obligatorischen Beiträge für die allgemeine 
Krankheitsverhütung nach Artikel 20 Absatz 1 KVG. Das EDI legt diese Beiträge fest, erstattet den 
zuständigen Kommissionen der eidgenössischen Räte Bericht über die Verwendung der Mittel und 
überwacht die Tätigkeit der Stiftung (Art. 20 Abs. 2 und 3 KVG).  

 
21 zum Beispiel erhöhte Blutfette, erhöhter Blutdruck. 
22 zum Beispiel Blutzuckerkontrolle bei Diabetes. 
23 zum Beispiel Raucherentwöhnung, Anleitung zur Trainingstherapie. 
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4.4 Weitere rechtliche Grundlagen zur Finanzierung der PGV in spezifischen Bereichen 

Es gibt verschiedene Spezialgesetzgebungen, die Bund und Kantone für die Finanzierung von PGV-
Massnahmen und -Programmen heranziehen können:  

Beiträge der IV an Organisationen der Behindertenhilfe gemäss Artikel 74 IVG 

Die IV unterstützt Dachorganisationen der privaten Invalidenhilfe oder Invalidenselbsthilfe bei der 
Durchführung von Aufgaben zur Beratung und Begleitung Invalider und deren Angehörigen, von Kursen 
zur Ertüchtigung Invalider sowie bei der Durchführung von Leistungen zur Unterstützung und Förderung 
der Eingliederung Invalider (Art. 74 IVG). Ein Beispiel dafür ist die Förderung einer Lungensportgruppe, 
welche die Teilnehmenden in Atemtechniken schult, ihre körperliche Leistungsfähigkeit verbessert und 
ihre Lebensqualität erhöht. Die Subventionen sind auf vier Jahre befristet. Zuständig für die Abwicklung 
ist das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV).  

Prävention, Therapie und Schadensminderung nach BetmG 

Das BetmG ist eines der Bundesgesetze, welche sich auf Artikel 118 BV stützen; es enthält einige 
Grundlagen für PGV-Massnahmen.  

Das BetmG versteht unter Prävention vor allem Primärprävention. Massnahmen der Sekundär- und 
Tertiärprävention im Sinne der PGV fallen im Suchtbereich hingegen eher unter Therapie und 
Schadensminderung (vgl. Vier-Säulen-Prinzip; Art. 1a BetmG). Ein Beispiel dafür ist die soziale und 
berufliche Wiedereingliederung von Personen mit problematischem Konsum oder 
Substanzabhängigkeit – ein Ziel, das auch die PGV verfolgt. Entsprechend können Massnahmen im 
Bereich der Gesundheitsversorgung von Personen mit problematischem Konsum oder einer 
Suchterkrankung gemäss BetmG teilweise auch der PGV zugeordnet werden.   

Somit können Bund und Kantone – im Rahmen der Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Kantonen 
gemäss Kapitel 1a BetmG – im Suchtbereich PVG-Massnahmen durchführen. Ein konkretes Beispiel 
dafür ist das Online-Portal safezone.ch. safezone.ch bietet kostenlos und anonym Online-Beratung zu 
Suchtfragen an und wird vom Bund in Zusammenarbeit mit den Kantonen betrieben.  

Alkoholzehntel zur Prävention von Suchtproblemen nach AlkG 

Die BV hält fest, dass Mittel aus der Besteuerung gebrannter Wasser zur Bekämpfung der Ursachen 
und Wirkungen von Suchtproblemen eingesetzt werden können. Zu diesem Zweck erhalten die Kantone 
vom Bund 10 % des Reinertrags aus der Alkoholsteuer («Alkoholzehntel»; Art. 131 Abs. 3 BV bzw. Art. 
44 Abs. 2 AlkG). Die Verteilung der Mittel an die Kantone obliegt dem Bundesamt für Zoll und 
Grenzschutz (BAZG). Artikel 45 Absatz 2 AlkG regelt die Mittelverwendung durch die Kantone. Diese 
können die Gelder – in den genannten Bereichen – auch für PGV-Massnahmen einsetzen (vgl. Kap. 
5.2., kantonales Recht vorbehalten)24. Der Kanton Zürich nutzt sie zum Beispiel zur Finanzierung eines 
Präventionsprogramms, das die Reduktion des riskanten Alkoholkonsums Jugendlicher anstrebt 
(Sekundärprävention).  

Präventionsabgabe und Tabakpräventionsfonds nach TStG 

Artikel 28 Absatz 2 Buchstabe c TStG ermächtigt den Bundesrat, von den Herstellern und Importeuren 
von Zigaretten und Feinschnitttabak eine Präventionsabgabe zu verlangen. Diese Abgabe wird in einen 
Tabakpräventionsfonds entrichtet (TPF). Der TPF unterstützt damit Massnahmen der Tabakprävention, 
welche insbesondere den Ausstieg aus dem Tabakkonsum fördern oder den Einstieg verhindern (Art. 2 
Abs. 1 und 2 Buchstabe a Verordnung über den Tabakpräventionsfonds [TPFV; SR 641.316]). Diese 
Massnahmen entsprechen teilweise der PGV – beispielsweise die Förderung der ärztlichen 
Rauchstoppberatung.  

Subventionen im Bereich Bekämpfung rheumatischer Erkrankungen 

Gestützt auf das Bundesgesetz über Bundesbeiträge an die Bekämpfung der rheumatischen 
Krankheiten vom 22. Juni 1962 subventioniert das BAG die Leistungen der Rheumaliga unter anderem 
in den Bereichen Information, Prävention, Soziale Arbeit, Förderung der Hilfe zur Selbsthilfe, Förderung 

 
24 Zur Alkoholprävention («Verminderung des Verbrauchs gebrannter Wasser zu Trinkzwecken») richtet der Bund zusätzlich zum Alkoholzehntel 
Beiträge an gesamtschweizerische und interkantonale Organisationen und Institutionen aus (Art. 43a AlkG). Diese Beträge können insbesondere 
für Aufklärung und Forschung gewährt werden und fallen deshalb in den Bereich der Primärprävention und nicht der PGV. 
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der Therapie und Wiedereingliederung sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung und Koordination. Auch 
diese Leistungen fallen teilweise unter PVG – beispielsweise die Selbsthilfegruppen der Rheumaliga 
Schweiz. Diese bieten Betroffenen und ihren Angehörigen Raum zum Erfahrungsaustausch, zur 
gegenseitigen Unterstützung und zur Förderung von Selbstmanagement-Kompetenzen. 

4.5 Kantonale Regelungen 

Alle Kantone verfügen über Regelungen zu Gesundheitsförderung und Prävention, wobei Umfang und 
Detaillierungsgrad erheblich differieren25. Die betreffenden Bestimmungen finden sich in den 
Kantonsverfassungen, in den kantonalen Gesundheitsgesetzen und weiteren thematischen 
Spezialgesetzen, in Verordnungen und Reglementen sowie in interkantonalen Vereinbarungen. Eine 
explizite gesetzliche Grundlage für PGV, welche sämtliche Aspekte der PGV systematisch regelt, gibt 
es in keinem Kanton.  

In einzelnen Kantonen existieren jedoch gesetzliche Bestimmungen, die zentrale Elemente der PGV 
aufgreifen. So sieht Artikel 26 des Gesundheitsgesetzes des Kantons Freiburg26 beispielsweise vor, 
dass der Staat gezielt Massnahmen zur Prävention umsetzt. Dazu gehören ausdrücklich auch die 
frühzeitige Erkennung von Gesundheitsproblemen sowie die Beratung und Unterstützung betroffener 
Personen. Artikel 65 des Gesundheitsgesetzes des Kantons Obwalden27 legt unter anderem fest, dass 
sich der Kanton und die Gemeinden verpflichten, eine angemessene Prävention zu betreiben, die auf 
die frühzeitige Erkennung von Gesundheitsgefährdungen abzielt, das Auftreten von Krankheiten und 
Unfällen möglichst verhindert und die Folgen bestehender Erkrankungen mindert.  

Diese Regelungen umfassen wesentliche Elemente der PGV wie die Früherkennung von 
Gesundheitsrisken und Erkrankungen und können eine Grundlage für die nachhaltige Verankerung von 
PGV im Gesundheitswesen liefern. 

5 Zuständigkeiten und Rollen bei Umsetzung und Finanzierung von PGV 

Die in Kapitel 4 beschriebenen rechtlichen Grundlagen definieren einerseits die Zuständigkeiten und 
Rollen in der Aus- und Weiterbildung von Gesundheitsfachleuten zu den Themen Gesundheitsförderung 
und Prävention - und andererseits die Zuständigkeiten und Rollen in der Umsetzung und Finanzierung 
von PGV-Massnahmen und -Programmen.  

Dieses Kapitel zeigt auf, wie zentrale Akteure innerhalb ihrer jeweiligen Verantwortungsbereiche zur 
langfristigen Verankerung von PGV beitragen können. Der Fokus liegt auf den wichtigsten 
Akteursgruppen: Bund, Kantone, GFCH, Krankenversicherer, Leistungserbringende sowie Aus- und 
Weiterbildungsinstitutionen. 

Verschiedene Praxisbeispiele veranschaulichen, wie PGV-relevante Massnahmen umgesetzt werden 
und verdeutlichen, dass die Voraussetzungen für eine stärkere Integration wirksamer PGV-Ansätze in 
das Gesundheitssystem grundsätzlich vorhanden sind. 

5.1 Bund 

Gemäss KVG legt der Bund die obligatorischen Beiträge für die allgemeine Krankheitsverhütung fest 
und überwacht den Einsatz dieser Beiträge durch GFCH. Zudem definiert er, welche medizinischen 
Präventionsleistungen durch die OKP vergütet werden (vgl. Kap. 4). Dabei lässt er sich von der 
Eidgenössische Kommission für allgemeine Leistungen und Grundsatzfragen (ELGK) beraten. Diese 
prüft, ob eine Leistung den WZW-Kriterien entspricht, bevor sie in Artikel 12 KLV der Verordnung über 
Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung aufgenommen wird.  

Des Weiteren macht der Bund Vorgaben zu den Ausbildungszielen und Abschlusskompetenzen in den 
Medizinal- und Gesundheitsberufen sowie zu den Anforderungen an die entsprechenden Aus- und/oder 
Weiterbildungen.  

 
25 Für weiterführende Informationen dazu siehe Website der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK); 
www.gdk-cds.ch/de/praevention-und-gesundheitsfoerderung. 
26 vgl. SGF 821.0.1 - Gesundheitsgesetz (GesG): https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.0.1/versions/8041. 
27 vgl. GDB 810.1 - Gesundheitsgesetz (GesG). https://gdb.ow.ch/app/de/texts_of_law/810.1. 
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Daneben hat er in weiteren Themenfeldern bestimmte Aufgaben, welche auch unter die PGV fallen: 
Über den TPF kann er Massnahmen finanzieren, welche den Ausstieg aus dem Tabakkonsum fördern 
oder den Konsumeinstieg verhindern. In Zusammenhang mit dem Konsum von Betäubungsmitteln 
unterstützt der Bund die Kantone bei der Früherkennung und Frühintervention, Schadensminderung 
und Therapie – insbesondere bei der Koordination sowie bei der Umsetzung von Qualitätsmassnahmen 
und bewährten Interventionsmodellen.  

Im Bereich der IV wird mit Mitteln aus dem IV-Fonds die Tätigkeit von Dachorganisationen der privaten 
Invalidenhilfe oder Invalidenselbsthilfe gemäss Artikel 74 IVG gefördert.  

Weiter entrichtet der Bund Subventionen an die Rheumaliga zur Bekämpfung rheumatischer 
Erkrankungen. All diese Aufgaben sind nicht PGV-spezifisch, können aber unter die PGV fallen.  

Mit der Strategie «Gesundheit2030» des Bundesrates verfügt die Schweiz über eine umfassende 
Gesundheitsstrategie. Darüber hinaus bestehen thematische Strategien, die unter anderem die PGV 
adressieren und deren Erarbeitung sowie teilweise Umsetzung vom Bund koordiniert werden. Sie 
setzen wichtige inhaltliche und politische Leitplanken, die den Akteuren auf allen föderalen Ebenen 
Orientierung bieten und eine kohärente und wirkungsvolle Umsetzung von PGV ermöglichen. Die 
Umsetzung der Strategien erfolgt durch eine Vielzahl von Akteuren auf unterschiedlichen Ebenen:   

 Gesundheit203028: PGV ist für das Ziel 3 «Pflege und Finanzierung gewährleisten» sowie Ziel 4, 
«Gesund älter werden», Stossrichtung 4.1. «Verstärkung Prävention nichtübertragbarer 
Krankheiten» relevant.  

 NCD-Strategie 2017–2024 (verlängert bis 2028)29: Die NCD-Strategie definiert PGV als integralen 
Bestandteil des Gesundheitswesens und hebt deren Relevanz in der Patientenversorgung hervor. 
Das Handlungsfeld 2 «Prävention in der Gesundheitsversorgung» zielt auf die Stärkung gefährdeter 
oder erkrankter Menschen in ihrem Umgang mit Risikofaktoren, ihrer Erkrankung und den damit 
verbundenen Folgen. Im Rahmen der NCD-Strategie wurden verschiedene Grundlagen zur PGV 
erarbeitet, unter anderem das «Handbuch Finanzierung PGV»30.  

 Das BAG verzichtet aufgrund der Sparmassnahmen ab 2026 auf die Umsetzung von Aktivitäten im 
Bereich PGV. GFCH setzt diese Aktivitäten im Rahmen der Projektförderung PGV jedoch fort. PGV-
Projekte, die zur Weiterentwicklung einer bedarfsgerechten und qualitätsorientierten 
Gesundheitsversorgung beitragen, können auch künftig unterstützt werden. 

 Nationale Strategie Sucht 2017–2024 (verlängert bis 2028)31: Handlungsfeld 2 «Therapie und 
Beratung» hat zum Ziel, dass Menschen mit Suchtproblemen wirksame und umfassende Hilfe 
erhalten, um ihr Suchtverhalten zu überwinden oder dieses zu kontrollieren. 

 Strategie zur Qualitätsentwicklung in der Krankenversicherung (Qualitätsstrategie32): Diese 
Strategie adressiert verschiedene Themen, die für die PGV relevant sind. Beispielsweise die 
Selbstmanagement-Förderung oder die integrierte koordinierte und patientenzentrierte Versorgung. 

 

Seit 2017 stellt das BAG Fachpublikationen bereit, die den Akteuren der PGV als Orientierungshilfen 
dienen. Sie behandeln zentrale Themen wie die Finanzierung und Qualitätsentwicklung von Angeboten, 
evidenzbasierte Praxis, Aus- und Weiterbildungen oder die Förderung des Selbstmanagements. Sie 
sind auf den Internetseiten des BAG33 zugänglich und leisten einen wichtigen Beitrag zur Kohärenz und 
fachlichen Weiterentwicklung von PGV-Aktivitäten in der Schweiz. Ein Beispiel dafür ist das «Handbuch 
zur Finanzierung von präventiven Angeboten in der Gesundheitsversorgung»34, das im Rahmen der 
NCD-Strategie veröffentlicht wurde und die bestehenden Finanzierungsmöglichkeiten praxisnah 
darstellt. Es bietet PGV-Akteuren eine fundierte Grundlage für die Entwicklung und Umsetzung von 
Projekten. 

 
28 vgl. www.bag.admin.ch/de/gesundheit2030. 
29 vgl. www.bag.admin.ch/de/nationale-strategie-zur-praevention-nichtuebertragbarer-krankheiten. 
30 Die Finanzierungsmöglichkeiten für Programme und Massnahmen der PGV werden im «Handbuch zur Finanzierung von präventiven 
Angeboten in der Gesundheitsversorgung» dargestellt. Das Handbuch legt die grundlegenden Prinzipien zur Finanzierung fest. Es wurde im April 
2022 im Rahmen der NCD-Strategie veröffentlicht. 
31 vgl. www.bag.admin.ch/de/nationale-strategie-sucht. 
32 vgl. www.bag.admin.ch/de/strategie-zur-qualitaetsentwicklung-in-der-krankenversicherung-qualitaetsstrategie. 
33 vgl. www.bag.admin.ch und www.prevention.ch. 
34 vgl. Handbuch zur Finanzierung von präventiven Angeboten in der Gesundheitsversorgung (BAG, 2022); www.bag.admin.ch/dam/de/sd-
web/ircIg8fQHdHd/handbuch-finanzierung-pgv.pdf. 
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5.2 Kantone 

Gemäss der bundesstaatlichen Kompetenzaufteilung sind die Kantone für die Durchführung von 
Gesundheitsförderungs-, Präventions-, und Früherkennungsmassnahmen zuständig (Art. 5a i. V. m. Art. 
43a BV). Dementsprechend können die Kantone eigene gesetzliche Grundlagen und Strategien zur 
PGV festlegen. Sie setzen entsprechende Programme und Massnahmen um und koordinieren die 
regionalen Akteure. Überdies haben die Kantone gemäss Artikel 49 Absatz 3 KVG die Möglichkeit, 
gemeinwirtschaftliche Leistungen zu definieren und zu finanzieren – darunter auch PGV-Angebote von 
Spitälern, die nicht von der OKP gedeckt sind. Schliesslich sind die Kantone gemäss Artikel 19 Absatz 
2 KVG gemeinsam mit den Krankenversicherern Träger der Stiftung GFCH. 

Ihre PGV-Vorhaben finanzieren die Kantone teilweise durch Steuermittel oder spezifische kantonale 
Fonds, wobei die kantonalen Parlamente über Umfang und Prioritäten entscheiden. Zusätzlich können 
die Kantone Mittel aus nationalen Quellen wie dem Alkoholzehntel, dem TPF, der Projektförderung durch 
GFCH oder aus Lotteriebeiträgen von Swisslos und der Loterie Romande für PGV nutzen. Weitere 
Informationen zu kantonalen Förderstellen enthalten das «Handbuch Finanzierung PGV»35 sowie die 
Broschüre von GFCH zur «Finanzierung von Projekten der Gesundheitsförderung und Prävention»36.  

Nachfolgend werden weitere kantonale Zuständigkeiten in spezifischen Bereichen mit Bezug zu PGV 
aufgeführt: 

Zuständigkeiten der Kantone im Bereich Sucht nach BetmG und AlkG 

Im Bereich Sucht sind die Kantone für die Umsetzung bundesgesetzlicher Vorgaben, die Planung und 
Umsetzung von Programmen zur Suchtprävention sowie die Bereitstellung von Behandlungsangeboten 
zuständig. Dazu erlassen sie eigene Regelungen. 

Die Kantone sorgen für die Betreuung von Personen mit suchtbedingten Störungen, die ärztliche oder 
psychosoziale Behandlung oder fürsorgerische Massnahmen benötigen und fördern ihre berufliche und 
soziale Wiedereingliederung. Zudem treffen sie Massnahmen zur Schadensminderung und 
Überlebenshilfe (Art. 3d Abs. 1 und 3 sowie Art. 3g BetmG). Sie schaffen Einrichtungen für die 
Behandlung und die Wiedereingliederung Suchtbetroffener oder unterstützen private Institutionen, 
welche diese Aufgaben wahrnehmen und vorgegebene Qualitätsanforderungen erfüllen (Art. 3d Abs. 4 
und Art. 3g BetmG). 

Die Mittel aus dem Alkoholzehntel stehen den Kantonen nicht nur zur Bekämpfung von 
problematischem Alkoholkonsum, sondern auch von Betäubungsmittelkonsum und 
Medikamentenmissbrauch zur Verfügung (Art. 45 Abs. 2 AlkG). Die entsprechenden Massnahmen 
können auch unter PGV fallen. 

Kantonale Strategien zur Gesundheitsförderung und Prävention 

Die Kantone verfügen über Strategien und Programme zur Gesundheitsförderung und Prävention. 
Diese sind häufig an nationale Strategien und Programme angelehnt. Die Kantone haben jedoch die 
Möglichkeit, eigenen Prioritäten festzulegen, um die spezifischen Gesundheitsprobleme ihrer Region zu 
adressieren.  

Beispiel: Der Kanton Waadt hat PGV in seinem strategischen Plan «Öffentliche Gesundheit 2024–2028»37 als 
Querschnittsthema verankert. Dazu hat er Strategieachsen und konkrete Ziele zur PGV definiert: 
Gesundheitsförderung und Prävention in den Lebens-, Gesundheits- und Pflegeverläufen stärken (Achse: 1.1), 
sektorale Politiken entwickeln oder aktualisieren (Achse: 1.2), Integration der Umweltgesundheit in die öffentliche 
Gesundheitspolitik fortsetzen (Achse: 1.2).  

Mehrere kantonale Strategien für Gesundheitsförderung und Prävention umfassen Programme und 
Massnahmen mit Bezug zur PGV. Dazu zählen beispielsweise Früherkennung und Frühintervention, 
die Bereitstellung niederschwelliger Anlaufstellen, Triage-Funktionen oder der Aufbau einer 
interprofessionellen Versorgung. An der Umsetzung sind jeweils mehrere Departemente und zugehörige 

 
35 vgl. Handbuch zur Finanzierung von präventiven Angeboten in der Gesundheitsversorgung (BAG, 2022); www.bag.admin.ch/dam/de/sd-
web/ircIg8fQHdHd/handbuch-finanzierung-pgv.pdf. 
36 vgl. Broschüre «Hilfsmittel zur finanziellen Unterstützung für Projekte der Gesundheitsförderung» (GFCH, 2024); 
https://gesundheitsfoerderung.ch/node/3670. 
37 vgl. Plan stratégique de santé publique 2024-2028 de la Direction générale de la santé | État de Vaud: www.vd.ch/dsas/dgs/plan-strategique-
de-sante-publique-2024-2028-de-la-direction-generale-de-la-sante?utm_source=chatgpt.com. 
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Ämter (Gesundheit, Soziales, Bildung, Sicherheit und Wirtschaft), aber auch nichtstaatliche Akteure wie 
Ligen, Fachverbände, Stiftungen und Fachstellen beteiligt. 

Die Schwerpunkte und die Ausgestaltung der kantonalen Programme und Massnahmen sind je nach 
Bedarf verschieden. Dies führt zu erheblichen Unterschieden in der Umsetzung.  

Nachfolgend werden Programme und Massnahmen von Kantonen beschrieben, die zentrale Elemente 
der PGV enthalten. 

CoSAC, coordination des soins et de l’aide dans la communauté38: 

Das Waadtländer Programm zur Koordination von Pflege und Betreuung in der Gemeinde ermöglicht der 
Bevölkerung einen lokalen Zugang zu koordinierten Leistungen der Gesundheitsförderung, Prävention, Pflege, Hilfe 
und sozialen Unterstützung. Die Leistungen sind auf die Bedürfnisse, Präferenzen und Fähigkeiten der Bevölkerung 
zugeschnitten. Das Programm ist Teil des kantonalen Plans «Öffentliche Gesundheit» und legt einen 
Interventionsschwerpunkt auf Lebens-, Gesundheits- und Pflegeverläufe. Es wird vom Departement für Gesundheit 
und soziale Angelegenheiten des Kantons Waadt geführt und finanziert.  

Centri diurni socio-assistenziali (CDSA)39:  
Die CDSA im Kanton Tessin werden von Fachleuten aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich geleitet. Sie bieten 
unter anderem kostenlose Aktivitäten und Kurse wie Bewegung, Stressbewältigung und soziale Teilhabe sowie 
Präventionsmassnahmen wie Blutdruck- und Blutzuckermessungen, Ernährungsberatung und Sturzprophylaxe 
an. Jedes der aktuell 17 Zentren entwickelt eigene Aktivitäten, die seinen räumlichen Gegebenheiten und 
Ressourcen sowie seinem Kontext entsprechen. Die Teilnahme an den Aktivitäten ist kostenlos. Für bestimmte 
Leistungen wie Mahlzeiten, Ausflüge oder Materialien kann ein kleiner Beitrag erhoben werden. 

Die CDSA werden vom Ufficio degli anziani e delle cure a domicilio (UACD) gefördert. Die CDSA werden von 
verschiedenen Organisationen betrieben, darunter Gemeinden, Stiftungen, Vereine und private Anbieter.  

5.3 Gesundheitsförderung Schweiz (GFCH) 

GFCH hat ihre Strategie 2025–2028 gestützt auf die Nationalen Strategien NCD und Sucht erarbeitet.40 
Die Strategie setzt auf eine ganzheitliche Gesundheitsförderung durch kantonale Aktionsprogramme, 
betriebliches Gesundheitsmanagement und die Projektförderung PGV. 

Den übergeordneten strategischen Rahmen für ihre Arbeit im Bereich PGV beschreibt GFCH im 
«Konzept Projektförderung PGV 2025–2028»41. Über die Projektförderung PGV unterstützt sie Projekte 
der Sekundär- und Tertiärprävention, die zum Ziel haben, gesundheitliche Risiken frühzeitig zu 
erkennen und zu reduzieren, sowie innovative Interventionen und Multiplikationen in den 
Themenschwerpunkten NCD, psychische Erkrankungen und Sucht. Zur nachhaltigen Verankerung 
erfolgreicher Projekte werden Lösungen für eine langfristige Finanzierung entwickelt.  

GFCH will Prävention als zentrales Element stärken und langfristig im Gesundheitssystem etablieren – 
um Lebensqualität und Autonomie der Betroffenen zu fördern und den Behandlungsbedarf zu 
vermindern. Dabei ist es das Ziel, mittels PGV-Projekte prioritär in den folgenden Bereichen Fortschritte 
zu erzielen: 

 Schnittstellen schaffen zwischen den Patientinnen und Patienten, ihrem Lebensumfeld und den 
verschiedenen Systemen, die sie umgeben (Gesundheits-, Sozial- und Gemeinwesen); 

 Schaffung von Schnittstellen zwischen den Systemen und den darin tätigen PGV-Akteuren; 
 Entwicklung und Implementierung von Gesundheitspfaden für Patientinnen und Patienten mittels 

Zusammenarbeit, Interprofessionalität und Multiprofessionalität der Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren; 

 Selbstmanagement-Förderung zur Stärkung der Selbstmanagement-Kompetenzen, Ressourcen 
und Selbstwirksamkeit der Patientinnen und Patienten und deren Angehörigen; 

 Förderung der Aus-, und Weiterbildung der Fachpersonen im Gesundheits-, Sozial- und 
Gemeinwesen; 

 Förderung des Einsatzes neuer Technologien, insbesondere im Bereich Daten/Outcomes, E-Health 
und M-Health; 

 
38 vgl. www.vd.ch/actualites/actualite/news/i-cosac. 
39 vgl. www4.ti.ch/dss/dsp/osc/chi-siamo/centri-diurni.     
40 vgl. https://gesundheitsfoerderung.ch/node/9122.   
41 vgl. https://gesundheitsfoerderung.ch/sites/default/files/2024-09/Bro_Konzept_PF_PGV_2025-28_de_web.pdf.   
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 Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit der Massnahmen, beispielsweise durch Kosten-Nutzen-
Analysen. 

Damit GFCH ihre Aufgaben erfüllen kann, stehen ihr die Mittel aus dem Präventionsbeitrag nach Artikel 
20 Absatz 1 KVG zur Verfügung. Rund sechs Millionen Franken fliessen auf diese Weise jährlich in die 
PGV-Projektförderung. Seit 2018 konnten damit über 70 PGV-Projekte im Umfang von rund 50 Millionen 
Franken unterstützt und begleitet werden42. Auf der Webseite von GFCH43 sind alle geförderten Projekte 
nach Themengebiet, Region und Gesamtbudget sowie Eigen- und Fremdanteil aufgeführt.  

Mittels projektspezifischer und auch übergreifender Evaluationen44 überprüft GFCH den Fortschritt 
sowie die Wirkung und Qualität der PGV-Projekte respektive der Projektförderung PGV an sich. Zudem 
stellt sie den Projektverantwortlichen Instrumente und Dienstleistungen45 für das Wirkungsmanagement 
zur Verfügung. 

2023 liess GFCH die PGV-Projektförderung46 der Jahre 2017–2023 evaluieren47. Die Gesamtevaluation 
kam zum Schluss, dass es GFCH gelungen ist, die Stakeholder für die Thematik zu sensibilisieren und 
gute Ansätze für die Etablierung der PGV in der ganzen Schweiz zu identifizieren. Auch konnten erste 
Projekte mit hohem Wirkungspotenzial für die PGV eruiert werden. Bei den meisten Projekten ist jedoch 
noch unklar, inwiefern eine langfristige Integration in die Versorgung – beispielsweise durch erfolgreiche 
(hybride) Anschlussfinanzierungen – gelingen wird. Die Ergebnisse und Empfehlungen waren 
Grundlage für die Weiterentwicklung der Projektförderung für die Strategiephase 2025–2028. 

In der Strategiephase 2025–202848 liegt der Schwerpunkt auf der Verbreitung, Verankerung und 
Finanzierung bewährter Projekte. Für einige PGV-Projekte sind die langfristige Integration in die 
Gesundheitsversorgung und die nachhaltige Finanzierung eine grosse Herausforderung. Im Sinne einer 
Übergangsfinanzierung hat GFCH deshalb Folgemandate an vier ausgewählte, qualitativ hochwertige 
Projekte vergeben, die nach der Initialisierung erste Wirksamkeitsnachweise vorlegen konnten. 
Während dieser Phase übernimmt GFCH maximal die Hälfte der anfallenden Kosten49. 

5.4 Weitere Akteure  

Neben Bund, Kantonen und GFCH verfügen weitere Akteure über Zuständigkeiten im Bereich der PGV. 

Krankenversicherer 

Das KVG sieht vor, dass die Krankenversicherer die Verhütung von Krankheiten fördern (vgl. Kap. 4). 
Dazu betreiben sie gemeinsam mit den Kantonen die Stiftung GFCH (vgl. Kap. 5.3). Zudem vergüten 
sie individuelle medizinische Präventionsleistungen, die gemäss KVG von der OKP übernommen 
werden.  

Im Weiteren können die Krankenversicherer besondere Versicherungsmodelle (z.B. managed care) 
anbieten, bei denen die versicherte Person beispielsweise verpflichtet ist, einem bestimmten 
Behandlungspfad zu folgen. Dies, um die Koordination der Behandlung zu optimieren. Dazu arbeiten 
die Krankenversicherer mit Leistungserbringenden aus Gesundheitsnetzwerken zusammen. Zielgruppe 
solcher Modelle sind chronisch kranke Menschen oder solche, die mehrere Gesundheitsdienstleistende 
in Anspruch nehmen.  

 
42 vgl. https://gesundheitsfoerderung.ch/praevention-in-der-gesundheitsversorgung/projektfoerderung/gefoerderte-projekte.   
43 Link: https://gesundheitsfoerderung.ch/praevention-in-der-gesundheitsversorgung/projektfoerderung/gefoerderte-projekte.  
44 vgl. Gesamtevaluation PGV-Projektförderung 2017–202;: https://gesundheitsfoerderung.ch/node/9017 sowie Evaluationen und 
Monitoringstudien von Gesundheitsförderung Schweiz. Jahresbericht 2022; https://gesundheitsfoerderung.ch/sites/default/files/2023-
05/Evaluationen_und_Monitoringstudien_von_Gesundheitsfoerderung_Schweiz_-_Jahresbericht_2022.pdf.  
45 zum Beispiel das Wirkungsmodell Projektfoerderung Prävention in der Gesundheitsversorgung; 
https://gesundheitsfoerderung.ch/sites/default/files/2022-11/Wirkungsmodell_Projektfoerderung_Praevention_in_der_Gesundheitsversorgung.pdf 
oder Leitfäden für die Planung und Durchführung von Evaluationen: https://gesundheitsfoerderung.ch/wirkungsmanagement/instrumente-und-
dienstleistungen/leitfaeden.   
46 vgl. Laubereau B. /  Föhn Z. / Gubser J. / Hertig V. / Balthasar A. (2023): Gesamtevaluation Projektförderung Prävention in der 
Gesundheitsversorgung (PGV) bei Gesundheitsförderung Schweiz für die Jahre 2017 bis 2023. Schlussbericht zuhanden Gesundheitsförderung 
Schweiz. Luzern: Interface Politikstudien Forschung Beratung: https://gesundheitsfoerderung.ch/sites/default/files/2024-
01/PGV_Schlussbericht_Gesamtevaluation_2023_09_19_Interface_fin.pdf. 
47 Der Schlussbericht fokussiert auf die Erreichung der von Gesundheitsförderung Schweiz gesetzten Ziele bis zum Jahr 2023. Datengrundlagen 
sind die Selbstevaluation des Teams PGV bei GFCH, eine Dokumentenanalyse von Unterlagen zu den Projektevaluationen (Jahresberichte, 
Evaluationsberichte und Formulare zur Beantwortung von Evaluationsfragen), zwei Online-Befragungen von Stakeholdern in den Jahren 2019 und 
2023, Interviews mit Expertinnen und Experten und nationalen Partnerorganisationen sowie ein Gruppengespräch mit dem Team PGV von GFCH. 
48 vgl. Strategie Gesundheitsförderung Schweiz 2025–2028; https://gesundheitsfoerderung.ch/sites/default/files/2024-
05/Strategie_Gesundheitsfoerderung_Schweiz_2025-2028.pdf. 
49 Die betreffenden Projekte müssen spätestens nach zwei Jahren nachweisen, welche Fortschritte sie in Bezug auf die nachhaltige Finanzierung 
und langfristige Integration in die Gesundheitsversorgung erzielt haben, und welche weiteren Massnahmen dazu geplant sind.   
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Darüber hinaus können Krankenversicherer, gestützt auf das Wirtschaftlichkeitsgebot, sogenannte 
Care- oder Case-Manager einsetzen. Das Angebot ist für die Versicherten freiwillig und hat zum Ziel, 
die Gesundheitskosten, insbesondere bei chronisch kranken Menschen, zu reduzieren. 

Leistungserbringende 

Im Rahmen der Sekundär- und Tertiärprävention werden gewisse PGV-Massnahmen von OKP-
Leistungserbringenden (insbesondere Ärzteschaft, Fachpersonen der Ernährungsberatung, 
Diabetesberatung, Physio- und Ergotherapie sowie Psychotherapie) erbracht und von der OKP 
vergütet. Das gilt sowohl für das ambulante als auch das stationäre Setting. Diese Leistungen müssen, 
gestützt auf Artikel 25 und 26 KVG, von einer Ärztin oder einem Arzt durchgeführt oder angeordnet 
werden und in Artikel 12 KLV aufgeführt sein.  

Nicht-ärztliche Therapeutinnen und Therapeuten der Alternativ- und Komplementärmedizin, 
Sporttherapeutinnen und Sporttherapeuten, Sozialarbeitende sowie Peers setzen ebenfalls PVG-
Massnahmen um. Diese werden von Zusatzversicherern gemäss Versicherungsvertragsgesetz (VVG; 
SR 221.229.1), Stiftungen und gemeinnützigen Organisationen,  von den Kantonen oder von den 
Patientinnen und Patienten selbst finanziert.  

Beispiel: DIAfit 

DIAfit bietet Personen mit erhöhtem Diabetesrisiko oder bestehendem Typ-2-Diabetes in einem regionalen 
Gesundheitszentrum ein ambulantes Disease-Management-Programm an. Dort arbeiten Fachärztinnen und -ärzte 
interprofessionell mit Diabetes- und Ernährungsberatenden sowie weiteren Gesundheitsfachpersonen zusammen. 
Die Teilnehmenden erhalten unter anderem individuelle Ernährungsberatung, Schulungen zum Selbstmanagement 
sowie medizinische Betreuung. Die Leistungen werden von anerkannten Leistungserbringenden erbracht und 
gemäss Artikel 25 KVG von der OPK vergütet. 

DIAfit-Nachsorgegruppen ermöglichen den Teilnehmenden nach Abschluss des Programms eine weiterführende 
Betreuung mit Bewegungstraining sowie Unterstützung durch Peer-Support, Psychoedukation oder psychosoziale 
Beratung. Diese Leistungen werden meist von einem interdisziplinären Team erbracht, das auf Bewegung, 
Diabetesmanagement und Gesundheitsförderung spezialisiert ist – darunter auch Nicht-OKP-anerkannte 
Fachpersonen wie Sporttherapeutinnen und -therapeuten, Gesundheitscoaches oder psychosoziale Fachkräfte. 
Die Nachsorge ist nicht Teil der OKP-Grundversorgung und wird in der Regel durch Zusatzversicherungen, private 
Beiträge oder Fördermittel finanziert.  

 

Betroffene/Selbstzahlende 

Bei Gesundheits- und Beratungsangeboten ausserhalb der OKP müssen sich Patientinnen und 
Patienten vielfach an den Kosten beteiligen (individuelle Kostenbeteiligungen oder Gebühren)50. In 
einigen Fällen übernehmen mehrere Akteure – beispielsweise Gemeinde, Kanton, Versicherung, private 
Organisationen und/oder die betroffenen Personen – einen Teil der Kosten für Programme und 
Massnahmen der PGV. Bei einem gemeindebasierten PGV-Programm könnte die Gemeinde den 
Hauptteil der Kosten übernehmen, während die Teilnehmenden einen geringen Beitrag leisten – zum 
Beispiel an Angebote wie Fitnesskurse oder Ernährungsberatung. Neben der finanziellen Beteiligung 
kommt den betroffenen Personen auch eine aktive Rolle zu: Eine wirksame PGV setzt voraus, dass sie 
Verantwortung für ihre Gesundheit übernehmen und ihre Selbstmanagementkompetenzen stärken. 

NPOs, Gesundheitsligen, Stiftungen 

NPOs, Gesundheitsligen und Stiftungen informieren, beraten und unterstützen Betroffene und ihre 
Angehörigen. Sie führen Angebote, insbesondere in den Bereichen Ernährung, Bewegung, 
Suchtprävention oder psychische Gesundheit, welche die Veränderung des Lebensstils unterstützen 
und das Selbstmanagement fördern. Einzelne Organisationen setzen regelmässig grössere 
Kampagnen zur Prävention und Früherkennung um. 

Diese Organisationen finanzieren ihre Programme und Massnahmen der PGV aus verschiedenen 
Quellen. Häufig handelt es sich um eine Kombination aus Spenden, Mitgliederbeiträgen, 
Partnerschaften, staatlicher Unterstützung, Fördermitteln und innovativen Finanzierungsmodellen. Das 

 
50 Beispielsweise kann bei Gesundheitskursen, etwa Bewegungstherapie, eine Eigenbeteiligung verlangt werden. Dies bei einmaligen Sitzungen, 
aber auch bei Programmen von beispielsweise zehn Sitzungen. 



Programme und Massnahmen der Prävention in der Gesundheitsversorgung: Rollenklärung 
 

  

 

26/31 

 
 

ermöglicht es ihnen, ein breites Spektrum an Gesundheitsförderungs- und Präventionsmassnahmen 
anzubieten. 

Aus- und Weiterbildungsinstitutionen 

Wie in Kapitel 4.1 erläutert, schreiben MedBG und GesBG vor, Inhalte zur Gesundheitsförderung und 
Prävention in die Aus- und Weiterbildungscurricula der Medizinal- und Gesundheitsberufe auf 
Tertiärstufe zu integrieren. Die Umsetzung der Vorgaben liegt in der Kompetenz der 
Bildungsinstitutionen. Sie sind dafür verantwortlich, dass die Aus- und Weiterbildungsgänge so 
ausgestaltet sind, dass die Absolvierenden die nötigen Kompetenzen erwerben, um die gesetzlich 
vorgeschriebenen Ziele sowie die geforderten Abschlusskompetenzen zu erreichen. 
Fachgesellschaften und Organisationen der Arbeitswelt wirken bei der Umsetzung der gesetzlichen 
Vorgaben ebenfalls mit – beispielsweise bei der Bestimmung der berufsspezifischen Kompetenzen, der 
Erarbeitung von Aus- und Weiterbildungscurricula und der Qualitätssicherung.  

Neben diesen bundesrechtlich geregelten Ausbildungsgängen bieten Hochschulen und Höhere 
Fachschulen berufsbegleitende Weiterbildungen im Bereich Gesundheitsförderung und Prävention an, 
welche sich an verschiedene Berufsgruppen (z.B. Pflege, Sozialarbeit) richten. Die Verantwortung für 
Konzeption, Finanzierung und Akkreditierung liegt somit bei den kantonalen Behörden und den 
jeweiligen Hochschulen. 

6 Herausforderungen  

Obwohl PGV weder im Bundesrecht noch in den kantonalen Gesetzgebungen explizit in umfassender 
Weise verankert ist, bestehen im Rahmen der verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung 
verschiedene spezialgesetzliche Grundlagen, die sich auf die Prävention beziehen und somit auch für 
die PGV herangezogen werden können. Deren konkrete Ausgestaltung und Integration in die 
Versorgung hängt jedoch stark von den kantonalen Strategien und politischen Prioritäten ab. 

Die Finanzierung der PGV erfolgt aus unterschiedlichen Quellen. Die OKP finanziert individuelle 
medizinische Leistungen, während nicht-medizinische Angebote insbesondere durch Kantone aber 
auch Leistungserbringende, NGOs, Selbstzahlende u.a. getragen werden. GFCH unterstützt Projekte 
mit Mitteln aus der Präventionsabgabe gemäss KVG. Zusätzliche Beiträge des Bundes – etwa über das 
IVG, den TPF oder den Alkoholzehntel – sind themenspezifisch und nicht flächendeckend für PGV 
verfügbar.  

Aufgrund dieser heterogenen Ausgangslage gelingt die nachhaltige Integration der PGV in die 
Versorgung bisher nur begrenzt. Ihre Umsetzung steht vor den nachfolgend beschriebenen, 
strukturellen Herausforderungen:51  

a) Fehlende explizite verbindliche Vorgaben 

PGV wird bislang hauptsächlich in übergeordneten nationalen Strategien behandelt, insbesondere im 
Handlungsfeld 2 der NCD-Strategie. Die NCD-Strategie stellt einen Rahmen bereit, der wichtige Ziele 
und Prioritäten für die PGV vorgibt und damit eine Orientierungshilfe für die beteiligten Akteure schafft.  
Ihre Umsetzung ist jedoch freiwillig und hängt von der Bereitschaft der beteiligten Akteure ab.  

Die rechtlichen Grundlagen für PGV sind sowohl auf Bundesebene wie auch auf kantonaler Ebene 
wenig spezifisch und in verschiedenen Sachbereichen (Gesundheit, Sozial- und Gemeinwesen) 
verortet. Verbindliche PGV-spezifische Vorgaben – etwa zu den Zuständigkeiten, zur Integration 
sozialer Dienste, zur nachhaltigen Finanzierung oder zur Qualitätssicherung – fehlen weitgehend.  

b) Unterschiedliche und wenig abgestimmte Umsetzung in den Kantonen 

Gemäss der bundesstaatlichen Kompetenzaufteilung sind die Kantone für die Durchführung von 
Gesundheitsförderungs-, Präventions- und Früherkennungsmassnahmen zuständig (vgl. Kap. 5.2). Sie 
definieren eigene Strategien, koordinieren regionale Akteure und werden dabei im Bereich der PGV von 
GFCH unterstützt.  

 
51 Diese Erkenntnisse basieren auf einer umfassenden Literaturrecherche, einem Workshop mit relevanten Stakeholdern (März 2023) sowie einer 
Stakeholderkonsultation (September 2025). 
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Die föderale Struktur bietet einerseits Chancen, PGV-Massnahmen und -Programme auf kantonaler 
Ebene zu erproben. Während einzelne Kantone innovative Modelle umsetzen, bleibt PGV in anderen 
Kantonen jedoch weitgehend unberücksichtigt. Eine systematische Koordination und Harmonisierung 
der kantonseigenen PGV-Aktivitäten und der von GFCH unterstützten PGV-Projekte, fehlen 
weitgehend.  

Die Herausforderung besteht darin, den inter- und intrakantonalen Austausch zwischen den Akteuren 
zu verbessern und zu standardisieren, um den Transfer von Best-Practices zu stärken. Durch den 
Rückzug des BAG aus dem Handlungsfeld 2 der NCD-Strategie ab 2026 aufgrund von 
Budgetkürzungen verbleibt die Verantwortung für die nationale Koordination im Bereich PGV bei GFCH 
und der GDK. 

c) Mangelnde Koordination von Gesundheits-, Sozial und Gemeinwesen 

Die koordinierte interprofessionelle Zusammenarbeit zwischen medizinischen, therapeutischen und 
sozialen Diensten ist noch nicht flächendeckend etabliert. Insbesondere der Einbezug des 
Sozialwesens, der für eine ganzheitliche Versorgung unverzichtbar ist, bleibt häufig begrenzt. Die 
interprofessionelle Versorgung, die für die ganzheitliche Betreuung von Betroffenen zentral wäre, erfolgt 
oft nur projektbezogen und ohne nachhaltige Verankerung in der Regelversorgung. Dies führt auch 
dazu, dass individuelle und bevölkerungsbezogene Risikofaktoren in der Versorgung nicht systematisch 
berücksichtigt werden. 

Auch eine systematische Einbindung von Angehörigen und Bezugspersonen erfolgt in der Regel nicht 
standardmässig und nicht in koordinierter Weise.   

d) Fehlende nachhaltige Finanzierung 

Die OKP deckt ausschliesslich individuelle medizinische Leistungen ab (vgl. Kapitel 4). Allgemeine 
strukturierte PGV-Programme fallen nicht in den Geltungsbereich des KVG. Ihre Kosten können daher 
nicht von der OKP übernommen werden. Nicht-medizinische Leistungen der PGV – etwa Beratungen, 
Schulungsangebote oder sozialarbeiterische Tätigkeiten – werden insbesondere durch die Kantone und 
GFCH, aber auch von Leistungserbringenden, NGOs und Selbstzahlenden finanziert. 

Die Projektfördermittel von GFCH sind befristet. Ebenso ist die Finanzierung von PGV-Programmen auf 
kantonaler Ebene häufig befristet. Dies erschwert den Aufbau dauerhafter Strukturen. Auf Bundes- und 
teilweise auch Kantonsebene sind die Mittel für die Finanzierung von PGV-Programmen zudem 
rückläufig. Das behindert nicht nur die langfristige Integration in die Regelversorgung, sondern schränkt 
auch die systematische Wirkungsevaluation von PGV-Massnahmen ein. Das wäre für deren 
Legitimation und Anschlussfinanzierung52 jedoch zentral.   

Schliesslich bestehen auf Bundes- und Kantonsebene unterschiedliche Finanzierungsquellen mit 
jeweils eigenen Bedingungen und Verteilmechanismen. Diese Heterogenität erschwert die Abstimmung 
zwischen den verschiedenen Finanzierungsstellen und verhindert eine strategisch ausgerichtete, 
integrierte, langfristige und bedarfsorientierte Finanzierung von PGV-Angeboten.  

e) Integration von Gesundheitsförderung und Prävention in Aus- und Weiterbildung 

Sowohl das MedBG als auch das GesBG enthalten Vorgaben zu Ausbildungsinhalten im Bereich 
Gesundheitsförderung und Prävention. Deren Umsetzung liegt weitgehend in der Verantwortung der 
Bildungsinstitutionen (Hochschulautonomie). Diese könnten dazu beitragen, die Kompetenzen künftiger 
Fachpersonen zu stärken und ihre Bereitschaft zu fördern, präventive Ansätze vermehrt in die tägliche 
Praxis zu integrieren. Voraussetzung dafür ist, Gesundheitsförderung und Prävention gezielter in der 
Ausbildung zu verankern. Allerdings stehen diese Themen in starker Konkurrenz zu anderen 
Ausbildungsinhalten und nehmen in der Aus- und Weiterbildung vieler Medizinal- und 
Gesundheitsberufe deshalb nur einen begrenzten Platz ein.  

 
52 vgl. Fässler S. / Studer S. (2018): Wirkungsevaluation von Interventionen. Leitfaden für Projekte im Bereich Bewegung, Ernährung und 
psychische Gesundheit. Arbeitspapier 46. Bern und Lausanne: Gesundheitsförderung Schweiz;  
https://gesundheitsfoerderung.ch/sites/default/files/migration/documents/Arbeitspapier_046_GFCH_2019_02_-
_Wirkungsevaluation_von_Interventionen.pdf. 
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7 Fazit und Empfehlungen des Bundesrates 

Aus Sicht des Bundesrats hat PGV das Potenzial, der zunehmenden Krankheitslast entgegenzuwirken. 
Angesichts des demografischen Wandels und der damit verbundenen finanziellen Belastung des 
Versorgungssystems kann die strukturelle Stärkung der PGV seines Erachtens zudem einen Beitrag 
zur Verbesserung der Autonomie und Lebensqualität der betroffenen Personen und deren Angehörigen 
leisten.  

Das Postulat 22.3671 Wasserfallen Flavia verlangt eine Klärung der Rolle der relevanten an der PGV 
beteiligten Akteure (vgl. Kap. 1.1). Gestützt auf die Analyse der rechtlichen Grundlagen (vgl. Kap. 4) 
kommt der Bundesrat zum Schluss, dass die Umsetzung von Programmen und Massnahmen der PGV 
(ausserhalb der individuellen medizinischen Versorgung) grundsätzlich den Kantonen zukommt. GFCH 
kann die Kantone dabei gemäss ihrem gesetzlichen Auftrag unterstützen und insbesondere auch eine 
koordinierende Rolle wahrnehmen. Zudem unterstützt die Stiftung vielversprechende Pilotprojekte. 
Individuelle medizinische Präventionsleistungen werden über die OKP abgegolten, sofern sie wirksam, 
zweckmässig und wirtschaftlich sind und von einem Arzt oder einer Ärztin durchgeführt oder angeordnet 
werden.  

Das Postulat 24.4413 Maret Marianne verlangt die Prüfung von Massnahmen, die notwendig sind, um 
die Kompetenzen der Gesundheitsfachpersonen im Bereich Gesundheitsförderung und Prävention 
auszubauen, um interdisziplinäre Initiativen im Bereich PGV zu unterstützen und Forschung und 
Innovation in Bezug auf präventive und gesundheitsfördernde Methoden zu fördern (vgl. Kap. 1.2). 
Dieser Bericht zeigt auf, dass der Erwerb von Kompetenzen in Gesundheitsförderung und Prävention 
für Medizinal- und Gesundheitsberufe gesetzlich vorgeschrieben ist (vgl. Kap. 4.1). Die Festlegung 
entsprechender Curricula liegt in der Verantwortung der Bildungsinstitutionen. Der Bund verfügt über 
keine gesetzliche Grundlage, um bestimmte Angebote zu unterstützen oder gar einzufordern. Ausser 
im Bereich der Prävention von Betäubungsmittelabhängigkeit (Art. 3j Bst. c BetmG) ist aufgrund 
fehlender Rechtsgrundlagen auch die Förderung von Forschung und Innovation in Bezug auf präventive 
und gesundheitsfördernde Methoden durch den Bund nicht möglich. Jedoch kann in diesem 
Zusammenhang auf die Forschungsförderung des Nationalfonds hingewiesen werden. Was 
interdisziplinäre Initiativen zur Stärkung der PGV betrifft, zeigt der Bericht Beispiele für gute Ansätze 
und entsprechende Finanzierungsmöglichkeiten auf (vgl. Kap. 3).   

Der Bundesrat hält fest, dass der bestehende rechtliche Rahmen den Akteuren, insbesondere den 
Kantonen, genügend Handlungsspielraum gibt, um PGV weiter zu stärken – trotz der fehlenden 
expliziten Verankerung im Bundesrecht und in den kantonalen Gesetzgebungen. Gestützt auf die 
Analyse der Herausforderungen (Kap. 6) werden im Folgenden fünf Massnahmen vorgeschlagen, die 
innerhalb der aktuellen rechtlichen Rahmenbedingungen umsetzbar sind.    

a) PGV als Schwerpunkt der NCD-Strategie und Stärkung der koordinierenden Rolle von 

GFCH 

Die NCD-Strategie bietet einen zweckmässigen Rahmen, um die Herausforderungen chronischer und 
multipler Krankheiten ganzheitlich und koordiniert anzugehen und den Fortschritt im Umgang mit diesen 
voranzubringen. Deshalb soll geprüft werden, wie PGV in der nächsten Phase der NCD-Strategie als 
Schwerpunkt erhalten bleiben kann. Da sich das BAG ab 2026 von den Aufgaben im Bereich PGV 
zurückzieht, braucht es eine Neuausrichtung der Koordinations- und Qualitätssicherungsaufgaben. 
GFCH wird in Absprache mit den Kantonen prüfen, inwiefern sie ihre koordinierende Rolle im Bereich 
PGV stärken kann. So kann die Stiftung die verschiedenen Akteure vernetzen, den Wissenstransfer 
fördern, Qualitätsstandards etablieren und mit ihren Zusammenarbeitspartnern strukturierte Programme 
zu Gesundheitsförderung und Prävention umsetzen. Dazu ist weder eine Anpassung des KVG noch der 
Stiftungsurkunde notwendig, da diese Aufgaben dem gesetzlichen Zweck der Stiftung entsprechen. 

Zwingend erforderlich ist dabei eine enge Abstimmung mit den Kantonen und den weiteren Akteuren. 
Die Kantone können sich aber auch untereinander stärker koordinieren, um Synergien auf 
interkantonaler Ebene besser zu nutzen. GFCH kann beigezogen werden, um den Aufbau von 
Versorgungsstrukturen zu unterstützen, indem gemeinsam Qualitätsstandards definiert und 
Handlungsempfehlungen erarbeitet werden. Auf dieser Grundlage können die Kantone geeignete 
Massnahmen entwickeln und implementieren. Auch Gesundheitseinrichtungen können im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten aktiv werden und Angebote aufbauen oder weiterentwickeln.  
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b) Förderung der Integration von PGV in die kantonale Gesundheitsversorgung 

Den Kantonen wird empfohlen, die systematische Integration des PGV-Ansatzes in ihre Strategien zur 
Gesundheitsversorgung zu prüfen.  

Zur Förderung einer besseren Koordination und Finanzierung prüft GFCH die Einführung von 
längerfristigen kantonalen PGV-Programmen in Zusammenarbeit mit den Kantonen. Diese Programme 
unterstützen die gezielte und systematische Zusammenarbeit zwischen den Akteuren und erleichtern 
den Austausch und die Multiplikation von Best Practices. Zudem verbessern sie den Wissenstransfer 
und helfen, Synergien für eine nachhaltige Finanzierung zu nutzen. Auf diese Weise stärkt die 
Umsetzung dieser Programme die Integration der PGV in die Versorgung.  

Neben kantonalen Finanzierungsmöglichkeiten bietet es sich an, weitere hybride Finanzierungsmodelle 
(vgl. unten) zu prüfen.  

c) Ausbau regionaler Anlaufstellen  

Regionale Anlaufstellen und niederschwellige Präventionsangebote wie «Centri diurni», «KOGE», 
«Vaud pour vous» oder «REAS» (vgl. Kap. 3 und 5) sind zentrale Schnittstellen im Versorgungssystem 
und verknüpfen bestehende Präventionsmassnahmen – von der Früherkennung über die Nachsorge 
bis hin zur Förderung des Selbstmanagements. Auf diese Weise erleichtern sie den chancengerechten 
Zugang zu medizinischen und sozialen Unterstützungsleistungen und leisten einen wichtigen Beitrag 
zu einer bedarfsgerechten Gesundheitsversorgung sowie zur Entlastung des Gesundheitswesens. 
Diese Ziele werden auch im Rahmen der Arbeiten zur Agenda Grundversorgung verfolgt. 

Auch digitale Anwendungen wie die telemedizinische Betreuung, digitale Gesundheitscoaches oder 
zertifizierte Apps zur Förderung des Selbstmanagements und zur Unterstützung von 
Verhaltensänderungen spielen bei der Verbesserung des Zugangs zu Präventions- und 
Versorgungsangeboten eine wichtige Rolle. Sie erleichtern den Zugang zu Dienstleistungen, fördern die 
Kommunikation und ermöglichen es, Betroffene frühzeitig und individuell anzusprechen – was 
insbesondere bei schwer erreichbaren Gruppen von grossem Nutzen ist. 

Regionale Anlaufstellen können im Rahmen von Pilotprojekten (ausserhalb des KVG) implementiert und 
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit, Kosteneffizienz und Eignung für die Integration in bestehende 
Versorgungsstrukturen überprüft werden. Zur ihrer langfristigen Etablierung und Verankerung kommen, 
wie nachfolgend beschrieben, auch hybride Finanzierungslösungen in Frage.  

d) Weiterentwicklung, Pilotierung und Verbreitung hybrider Finanzierungsmodelle  

Um wirksame PGV-Massnahmen langfristig zu etablieren, braucht es eine tragfähige Finanzierung. 
Über die OKP können nur individuelle medizinische Leistungen abgegolten werden. Nicht-medizinische 
und nicht ärztlich angeordnete präventive Massnahmen, etwa im Sozialbereich, sind durch die OKP 
nicht abgedeckt. Es braucht daher innovative und hybride Finanzierungsmodelle, welche 
bereichsübergreifende Massnahmen abdecken. Die Kantone könnten sogenannte Mischfinanzierungen 
aus mehreren Quellen vermehrt prüfen, indem sie gemeinsam mit GFCH, den Versicherern und 
Gesundheitsligen verstärkt an der Weiterentwicklung und Verbreitung solcher Lösungen arbeiten. Damit 
könnte die Finanzierungslücke geschlossen werden, die durch eine einzelne Finanzierungsquelle, wie 
zum Beispiel die OKP, nicht abgedeckt wird. 

Bereits heute existieren beispielsweise Adipositas-Programme, in denen individuelle medizinische 
OKP-finanzierte Leistungen mit Massnahmen kombiniert werden, die aus kantonalen Mitteln und aus 
Mitteln von GFCH finanziert werden. Dabei identifiziert die Hausärztin oder der Hausarzt in der 
Sprechstunde Personen mit Adipositas und führt eine kurze, strukturierte Beratung sowie eine 
medizinische Basisabklärung durch. Diese Leistungen werden als ärztliche Konsultation inkl. Beratung 
über die OKP vergütet. Zusätzlich werden Betroffene in ein strukturiertes Gruppenprogramm (mehrere 
Sitzungen mit Ernährungs-, Bewegungs- und Verhaltensmodulen) aufgenommen, das von einem 
interprofessionellen Team durchgeführt wird. Für die Teilnahmegebühren wird ein Teil von den 
Teilnehmenden selbst oder über Zusatzversicherung getragen. Der Kanton und/oder GFCH finanzieren 
über Projekt- oder Programmbeiträge den Aufbau und die Koordination des Gruppenprogramms wie die 
Entwicklung des Curriculums, Schulung der Fachpersonen, Projektleitung, Öffentlichkeitsarbeit und 
Evaluation. Die individuelle Basisversorgung (Diagnostik, Kurzberatung) läuft über die OKP, während 
die präventiven Mehrleistungen und Querschnittsaufgaben (Programmstruktur, Koordination, 
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Qualitätssicherung) über befristete oder wiederkehrende Beiträge der Kantone und/oder von GFCH 
getragen werden. 

Als Grundlage für hybride Finanzierungsmodelle kann das «Handbuch zur Finanzierung von 
präventiven Angeboten in der Gesundheitsversorgung» dienen53, welches das BAG 2022 publiziert hat. 
Dabei ist es entscheidend, neben projektbezogenen Unterstützungen auch die Betriebs- bzw. 
Strukturfinanzierung zu stärken, um bewährte PGV-Massnahmen und Programme zu verstetigen. Es 
wäre folglich zu prüfen, ob die aktuelle PGV-Projektförderung von GFCH auf eine PGV-
Programmförderung erweitert werden soll, im Rahmen welcher Präventionsleistungen strukturell 
verankert werden könnten. Dies scheint innerhalb der bestehenden rechtlichen Grundlage der Stiftung 
und mit den verfügbaren Mitteln umsetzbar zu sein. 

Hybride Finanzierungsmodelle könnten im Rahmen von Pilotprojekten in geeigneten 
Versorgungssettings wie etwa in Managed-Care-Modellen oder in integrierten Versorgungsnetzwerken 
(vgl. «Réseau Delta»), praxisnah getestet und evaluiert werden. Auf diese Weise könnten ihre 
Wirksamkeit und Umsetzbarkeit sowie die Voraussetzungen für ihren Transfer und ihre Skalierung 
geprüft werden. Dabei gilt es festzuhalten, dass es sich bei den skizzierten Pilotprojekten nicht um 
Pilotprojekte gemäss Artikel 59b KVG handelt. 

e) Prüfung der Integration weiterer präventiver Inhalte in die Aus- und Weiterbildung von 

Gesundheitsfachpersonen  

Gestützt auf die rechtlichen Grundlagen sind Gesundheitsförderung und Prävention Bestandteil der 
Aus- und Weiterbildung der im MedBG und GesBG geregelten Berufe (vgl. Kap. 4.1). Die konkrete 
Ausgestaltung der Studiengänge liegt in der Verantwortung der Bildungsinstitutionen. Diese sollten 
regelmässig prüfen, inwieweit die Inhalte zu Gesundheitsförderung und Prävention in ihren 
Studiengängen weiter gestärkt, vertieft und interprofessionell ausgebaut werden können, um den sich 
wandelnden Anforderungen in der Gesundheitsversorgung gerecht zu werden. Dabei kann die 
Orientierung an bestehenden Programmen – etwa dem Programm PEPra54, das entsprechende 
Leitlinien und Inhalte bereitstellt – Impulse für die Weiterentwicklung geben. 

8 Ausblick 

Der Bundesrat sieht in den in Kapitel 7 skizzierten Massnahmen Potenzial, die PGV in der Schweiz 
weiter zu stärken. Der Erfolg von PGV-Programmen und -Massnahmen hängt massgeblich von den 
gesundheitspolitischen Prioritäten, von den Ressourcen auf kantonaler Ebene sowie vom Engagement 
der relevanten Akteure ab.  

Neben den vorgeschlagenen Massnahmen gibt es auf Bundesebene verschiedene Entwicklungen, die 
für die PGV von grosser Bedeutung sein können. Zu erwähnen ist insbesondere die Weiterentwicklung 
des Tarifsystems für ambulante ärztliche Leistungen. In der medizinischen Grundversorgung kommt 
ärztlichen Fachpersonen eine Schlüsselrolle zu: Als Erstkontakt der Patientinnen und Patienten sind sie 
prädestiniert, Risiken und Erkrankungen frühzeitig zu erkennen. Bei gefährdeten Personen können sie 
die Sekundär- und Tertiärprävention deshalb gezielt fördern. Zudem begleiten sie ihre Patientinnen und 
Patienten oft während vieler Jahre und koordinieren ihre Behandlungen und Interventionen mit anderen 
Leistungserbringenden. Die Einführung der neuen ambulant-ärztlichen Einzelleistungstarifstruktur 
TARDOC ab 2026 sollte eine zeitgemässere und sachgerechtere Abbildung und Vergütung von 
koordinativen und beratenden Leistungen ermöglichen. Insbesondere wird ein eigenes Kapitel für die 
hausärztliche Grundversorgung eingeführt. Darüber hinaus ermöglicht TARDOC, die Versorgung 
chronisch kranker Personen besser abzubilden. Dass die neue Tarifstruktur die Abrechnung von 
Koordinationsaufwänden erweitert – etwa für interprofessionelle Fallbesprechungen, die bei chronisch 
kranken Patientinnen und Patienten besonders wichtig sind – unterstützt die koordinierte Versorgung. 
All diese Anpassungen können zur Stärkung der PGV beitragen.  

Zudem schaffen die «Massnahmen zur Kostendämpfung – Paket 2» (Kostendämpfungspaket II55, 
verabschiedet am 21. März 2025) einen Rahmen, um gewisse Angebote gezielt auszubauen und 

 
53 vgl. Bundesamt für Gesundheit BAG (2022): Handbuch zur Finanzierung von präventiven Angeboten in der Gesundheitsversorgung. Bern: 
Bundesamt für Gesundheit; https://www.bag.admin.ch/dam/de/sd-web/ircIg8fQHdHd/handbuch-finanzierung-pgv.pdf. 
54 vgl. www.pepra.ch. 
55 vgl. www.bag.admin.ch/de/kvg-anderung-massnahmen-zur-kostendaempfung-paket-2. 
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dadurch die Versorgungsqualität und Kosteneffizienz zu verbessern. Krankenversicherer können die 
Versicherten beispielsweise neu gezielt über kostengünstigere Leistungen, besondere 
Versicherungsformen und präventive Massnahmen, informieren. Weiter erlaubt die KVG-Anpassung 
den Apothekerinnen und Apothekern, verschiedene Untersuchungen und Präventionsmassnahmen im 
Rahmen national oder kantonal organisierter Programme selbständig durchzuführen. Fachkreise sind 
derzeit daran, entsprechende Anträge auf Kostenübernahme durch die OKP zu stellen.  

Auch die Bestrebungen zur Stärkung der Grundversorgung sind relevant für die Weiterentwicklung der 
PGV: Auf Basis des Fachberichts, der 2025 im Rahmen der «Agenda Grundversorgung» gemeinsam 
mit allen wichtigen Akteuren erarbeitet wurde, wird der Bundesrat 2026 über ein Massnahmenpaket zur 
Stärkung der Grundversorgung entscheiden. 

Diese Vorhaben machen deutlich, dass die Stärkung der PGV von Entwicklungen und Massnahmen 
abhängt, die nicht explizit Teil der Präventionspolitik sind. Vielmehr erfordert die PGV – wie die 
Prävention im Allgemeinen – ein koordiniertes Vorgehen über verschiedene Politik- und 
Verantwortungsbereiche hinweg. 




